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Vorbemerkungen 

Die in der nördlichen Wetterau gelegene Stadt Butzbach übernimmt eine wichtige Funktion als Wohn-

standort für die im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main arbeitende Bevölkerung. Die Lebenshaltungs-

kosten sind im Ballungsraum sehr hoch und das Angebot an bezahlbarem Wohnraum überschaubar. 

Aufgrund der günstigen Lage und der guten Verkehrsanbindung nach Frankfurt, Gießen, Hanau und 

Wetzlar in Verbindung mit einem adäquaten Angebot an Infrastruktur- und Versorgungs-, Freizeit- und 

Kultureinrichtungen und einem hochwertigen Naturraum entfaltet die Stadt Butzbach in dieser Hinsicht 

eine durchaus hohe Attraktivität. Dies dokumentiert sich auch in der anhaltenden Nachfrage nach 

Baugrundstücken für eine Wohnnutzung, die nicht zuletzt zu der in der Vergangenheit zu beobachten-

den positiven Bevölkerungsentwicklung geführt hat.  

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Butzbach hat hierzu in ihrer Sitzung am 25.04.2018 die 

Aufstellung des Bebauungsplanes „Engelsberg Nordwest“ beschlossen. Die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung. Mit der Planung sollen die 

bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bedarfsorientierte städtebauliche Entwicklung in 

zwei Bauabschnitten auf einer Fläche von rd. 3,4 ha geschaffen werden, wobei auf das Nettowohn-

bauland eine Fläche von rd. 2,7 ha entfällt. Zur Ausweisung gelangt ein Allgemeines Wohngebiet im 

Sinne § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) für rd. 50 Bauplätze sowie die Ausweisung von Stra-

ßenverkehrsflächen zur Sicherung der zugehörigen Erschließung. Angestrebt wird vorwiegend eine 

lockere und offene Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhäusern, überwiegend als freistehende Einzel-

häuser. Im Bereich des Bauhofes, indem bereits eine Reihenhausbebauung vorhanden ist, kann 

ergänzend eine intensivere Nutzung des Flächenpotentials im städtebaulich verträglichen Maße 

erfolgen. Zur Wahrung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung werden unter anderem Festset-

zungen zum Maß der baulichen Nutzung, zur Bauweise und zu den überbaubaren Grundstücksflä-

chen getroffen sowie bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften und wasserrechtliche Festset-

zungen formuliert. Hinzu kommen Festsetzungen zur grünordnerischen Gestaltung und Eingriffsmini-

mierung sowie die Regelung des naturschutzrechtlichen und artenschutzrechtlichen Ausgleichs.  

 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des Umweltschut-

zes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-

lich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 

werden. Bei der Erstellung des Umweltberichts ist die Anlage zum BauGB zu verwenden. 

Entsprechend § 2a BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bauleitplan und unterliegt 

damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). Er dient als Grundlage für die durchzuführende 

Umweltprüfung. Der Umweltbericht und die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind als Er-

gebnis der Umweltprüfung in der abschließenden bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. 

Um Doppelungen und damit eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für die 

Abarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 18 Abs. 1 BNatSchG) 

notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

gemäß § 1a Abs. 3 und § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Abwägung 

nach § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert. Die vorliegenden Unterla-

gen werden daher als Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischem Planungsbeitrag 

bezeichnet. Die Bestandteile des Umweltberichtes nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 in Verbin-

dung mit der Anlage 1 entsprechen den Vorgaben der BauGB-Novelle vom Mai 2017. 
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1 Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der Planung 

1.1.1 Ziele der Planung 

Die Ziele der Planung werden in Kapitel 1 der Begründung zum Bebauungsplan beschrieben, sodass an 

dieser Stelle auf eine Wiederholung verzichtet wird. 

1.1.2 Angaben über den Standort, Art und Umfang des Vorhabens 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Plankarte 1) umfasst in der Gemarkung Nie-der-

Weisel Flur 8, die Flurstücke 69, 70 tlw., 71 tlw., 72 tlw., 73 tlw., 74 tlw., 75 tlw., 78 tlw., 79 tlw., 173 tlw., 

203, 204, 205, 206/1, 206/2, 207 und 209, 208/1, 208/2, 208/3, 208/4, 208/5, 208/6, 210 tlw., 54 tlw. 

sowie in der Flur 1 die Flurstücke 698/14, 803 und 757/1 (alle teilweise). Das Plangebiet besteht größten-

teils aus landwirtschaftlich genutzten Flächen (zwei Ackerflächen, zwei Glatthaferwiesen mit Obstbäu-

men), verwilderten Gärten und einem bebauten Bereich, bestehend aus dem ehemaligen Bauhof unmit-

telbar an der B 3 sowie den Anwesen 80, 82 und 84 der Büchnerstraße. 

 

 
Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans „Engelsberg Nordwest“ in Butzbach, Stadtteil Nieder-
Weisel. Quelle: bodenviewer.hessen.de, © HLNUG 2020A, eigene Bearbeitung. 
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Es wird im Einzelnen wie folgt begrenzt:  

Norden: Bundesstraße 3 und angrenzende landwirtschaftlich genutzte Fläche  

Osten:  Wohnbebauung (Bebauungsplan „Am Heidebrunnen und Am Engelsberg“) 

Süden: Wohnbebauung, Grünland- und Ackerflächen, verwilderte Kleingärten mit Streuobstbe-

ständen 

Westen: Grünland- und Ackerflächen 

 

Naturräumlich liegt der Geltungsbereich des Bebauungsplans nach Klausing (1988) in der Teileinheit 

234.20 „Butzbacher Becken“ (Haupteinheit 234 „Wetterau“). Die Fläche des Geltungsbereiches ist leicht 

geneigt. Die höchste Erhebung befindet sich im Norden (188 m ü. NN) an der Grenze des Geltungsberei-

ches auf etwa der Höhe der Glatthaferwiese, die zwischen dem Acker und der Straßenmeisterei liegt. 

Von hier aus fällt die Fläche zur Bundestraße (Osten) bis auf 183 m, in Richtung Westen bis auf 187 m 

und in Richtung Süden bis auf 185 m ü. NHN ab. Die Höhenunterschiede sind im westlichen Teil auf dem 

Gelände der Straßenmeisterei am deutlichsten zu sehen. Um eine ebene Fläche für den Bauhof zu 

schaffen und auf Höhe der Bundestraße zu bleiben, wurde ein Teil der Erhebung bei der Erbauung 

entfernt (Abb. 6). 

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan eine externe Ausgleichsmaßnahme zur Würdigung artenschutz-

rechtlicher Belange mit dem Entwicklungsziel Streuobstwiese und Feldgehölz in der Gemarkung Nieder-

Weisel, Flur 8, Flurstück 8 teilweise fest. Die Fläche beträgt rd. 0, 27 ha. 
 

1.1.3 Beschreibung der Festsetzungen des Vorhabens 

Das gesamte Plangebiet soll als Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen werden. Vorgesehen sind 

ca. 50 Baugrundstücke mit jeweils einem Wohnhaus und max. zwei Wohneinheiten. Der Bebauungsplan 

setzt eine Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 und eine Geschossflächenzahl von GFZ = 0,8 fest (gem. § 17 

Abs. 1 BauNVO). Die Vollgeschosszahl wird auf 2 (Z = II) begrenzt und passt sich somit dem bereits 

bestehenden Siedlungskörper an. 

Die verkehrliche Erschließung des Allgemeinen Wohngebietes erfolgt hauptsächlich von der verlängerten 

„Häuser Chaussee“ aus über eine geplante Ringerschließung in das Neubaugebiet. Vorgesehen ist nach 

derzeitigem Stand weiterhin ein Ein- und Ausfahrtbereich an der B3 / Butzbacher Straße, wie ihn auch 

der ehemalige Bauhof bisher genutzt hat. 

Aufgrund von Erfahrungswerten setzt die Stadt Butzbach vorliegend fest, dass entgegen der aktuell 

wirksamen Stellplatzsatzung im Rahmen der Bauanträge / Bauanzeigen ein Stellplatznachweis geführt 

werden muss, der dem tatsächlichen Bedarf eher entspricht. Die Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 

beträgt: bei Gebäuden mit 1 Wohneinheit: 2 Stellplätze je Wohneinheit und bei Gebäuden mit 2 

Wohneinheiten: 1,5 Stellplätze je Wohneinheit. Bei einem Doppelhaus mit jeweils einer Wohneinheit sind 

insgesamt vier Stellplätze nachzuweisen. 

 

Das im Rahmen des Bebauungsplanes festgesetzte Maß der baulichen Nutzung des Gewerbegebietes 

ist der folgenden Nutzungsschablone zu entnehmen: 
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Abb. 2: WA – Allgemeines Wohngebiet; GRZ – Grundflächenzahl (überbaubarer Flächenanteil); GFZ – 
Geschossflächenzahl (m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche); Z – Zahl der zulässigen Vollge-
schosse; Bauweise o - offene Bauweise (Gebäude dürfen eine Länge von 50 m nicht überschreiten; 
Typen: E – Einzelhäuser, D – Doppelhäuser, H - Hausgruppen 

 

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Im Umgriff des so begrenzten räumlichen Geltungsbereiches liegt eine Fläche von rd. 3,88 ha. Davon 

entfallen rd. 2,71 ha auf das Allgemeine Wohngebiet, rd. 1,0 ha auf die Straßenverkehrsflächen einschl. 

der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, rd. 0,03 ha auf die Flächen für die Ver- und Entsor-

gung und rd. 0,15 ha auf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft mit dem Entwicklungsziel Blühwiese.  

Hierfür werden bislang landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzte Flächen aber auch bereits stark anth-

ropogen beanspruchte Böden und Flächen beansprucht. 

1.2 Darstellung der für das Vorhaben relevanten in einschlägigen Fachgesetzen und -plänen 

festgelegten Ziele des Umweltschutzes und ihrer Berücksichtigung bei der Planaufstellung 

Der Regionale Flächennutzungsplan2010 (RegFNP2010) stellt das Plangebiet größtenteils als Wohnbau-

fläche, geplant sowie als Fläche für den Gemeinbedarf Bestand dar. Der Bebauungsplan ist insoweit aus 

dem RegFNP 2010 entwickelt. 

Weiterhin stellt der RegFNP 2010 im südwestlichen Bereich Ökologisch bedeutsame Flächennutzung mit 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

bzw. Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft sowie für besondere Klimafunktionen dar. In diesem 

Bereich ist der Bebauungsplan nicht aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010 entwickelt. Die 

Stadt Butzbach wird eine Anpassung in diesem Bereich im Zuge der anstehenden Änderung des Reg-

FNP 2010 beantragen. 

Darüber hinaus befindet sich die geplante Ausgleichsmaßnahme, die insbesondere als Ersatzmaßnahme 

betroffener Vogelarten dient, innerhalb der Fläche für die Landbewirtschaftung, welches durch ein Vorbe-

haltsgebiet für besondere Klimafunktionen überlagert wird. Aufgrund der geringen Flächengröße und den 

hier vorgesehenen Maßnahmen zum Natur- und Artenschutz (Blühwiese, Feldgehölz, Streuobstwiese) 

werden die Grundzüge nicht berührt.  

Des Weiteren sind auch die nach der raumordnerischen Zielvorgabe 3.4.1-9 im Rahmen der Bauleitpla-

nung für die verschiedenen Siedlungstypen entsprechende auf das Bruttowohnbauland bezogene Dich-

tevorgaben einzuhalten. Der Stadtteil Nieder-Weisel ist dabei dem ländlichen Siedlungstyp mit der 

Vorgabe von 25 bis 40 Wohneinheiten je Hektar zuzuordnen. Die unteren Werte dürfen dabei nur aus-

nahmsweise, z.B. durch die direkte Nachbarschaft zu ländlich geprägten Gebieten, durch die Eigenart 

eines Ortsteiles oder durch das Vorliegen topografischer, ökologischer und klimatologischer Besonderhei-

ten, unterschritten werden. Die Wahrung der raumordnerisch maximal zulässigen Dichtewerte auf Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt vorliegend über die Festsetzung der höchstzulässigen Zahl von 

Wohnungen je Wohngebäude bzw. je Grundstücksfläche im Allgemeinen Wohngebiet.  
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Das Bruttowohnbauland umfasst den gesamten Bereich des Plangebietes (Plankarte 1) abzüglich der 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

mit dem Entwicklungsziel Blühwiese und somit eine Fläche von rd. 3,7 ha. Dies entspricht dem regional-

planerischen Ziel, ca. 93 bis max. 148 Wohneinheiten auf dem in Rede stehenden Plangebiet zu schaf-

fen. Die Stadt Butzbach plant gemäß Aufteilungsvorschlag des Bebauungsplanes derzeit die Entwicklung 

von ca. 43 Baugrundstücken im ersten Bauabschnitt für eine Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhäu-

sern. Legt man hierbei eine Bebauung mit durchschnittlich 1,5 Wohneinheiten je Baugrundstücke zu 

Grunde, ergeben sich rechnerisch für den 1. Bauabschnitt rd. 65 Wohneinheiten. Für den zweiten Bauab-

schnitt ist die weitere Entwicklung von 8 Baugrundstücken vorgesehen, wobei hier auch eine höhere 

Wohndichte möglich ist. Bei durchschnittlich angenommenen 3,5 Wohneinheiten je Baugrundstück erge-

ben sich für den zweiten Bauabschnitt zusätzlich 24 Wohneinheiten zzgl. Bestehende Reihenausbebau-

ung. Für das gesamte Neubaugebiet ergeben sich rechnerisch 96 Wohneinheiten. Damit bewegt sich die 

Planung in dem zulässigen Rahmen und die regionalplanerische Zielvorgabe zur Siedlungsdichte kann 

im vorliegenden Baugebiet eingehalten werden. 

Das Plangebiet grenzt an den räumlichen Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Am 

Heidebrunnen und Am Engelsberg“ (1965), der für seinen Geltungsbereich für die an das Plangebiet 

angrenzenden Bauzeilen ein Allgemeines Wohngebiet festsetzt. Die Art der baulichen Nutzung des 

Bebauungsplanes „Am Heidebrunnen und Am Engelsberg“ wird im vorliegenden Bebauungsplan folglich 

fortgesetzt. Auch bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung bildet der rechtskräftige Bebauungsplan 

die Orientierung, damit ein nahtloser Übergang zwischen Bestandsbebauung und geplanter Siedlungs-

entwicklung erfolgt.  

 
Im Hinblick auf weitere allgemeine Grundsätze und Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichtigung 

bei der Planung wird auf die Ausführungen der Kap. 1.3 bis 1.10 sowie 2.1 bis 2.10 des vorliegenden 

Umweltberichtes verwiesen. 

1.3 Art und Menge sowie Vermeidung von Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterun-

gen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 

Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des 

Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf 

die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürfti-

ge Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter 

dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 

öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden.  

Störfallbetriebe i.S.d. der sog. Seveso-III-Richtlinie sind im näheren Umfeld des Plangebietes nicht be-

kannt. 

 

Lärm 

Das Bebauungsplangebiet liegt im Einwirkungsbereich der Bundesstraße B 3. Weiterhin führt die Bahn-

strecke Gießen-Frankfurt im Westen, in ca. 550 m Entfernung, am Plangebiet vorbei und die BAB 5 liegt 

in etwa 1,1 km Entfernung im Osten. Zur Beurteilung der auf das Allgemeine Wohngebiet einwirkenden 
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Immissionsbelastung (Straßen- und Schienenverkehr) wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, 

die als Anlage der Begründung beigefügt ist.  

Das Ergebnis ist nachfolgend auszugsweise dargestellt. Für weitere Informationen wird auf die schall-

technische Untersuchung verwiesen. 

„Die ermittelten Beurteilungspegel für den Schienen- und Straßenverkehr überschreiten die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von tags L = 55 dB(A) Plangebiet an der Seite 

zur B3. Nachts liegt im übrigen Plangebiet eine geringfügige Überschreitung (L = 45 dB(A)) vor. Mit 

einem 2 m hohen Abschirmbauwert werden die Überschreitungen an der Seite der B3 im Freibereich und 

im EG tags und nachts reduziert. Es sind an der Seite zur B3 passive Schallschutzmaßnahmen erforder-

lich. 

Die maßgeblichen Außenlärmpegel betragen an den zur B3 orientierten Fassaden maximal La = 66 

dB(A). Die Anforderungen betragen in diesem Fall R’w, ges = 66 – 30 = 36 dB 

Diese Anforderung wird bei allen üblichen Bauweisen erfüllt. Dies gilt auch für Häuser in Holzbauweise 

oder Fertighäuser. In der Regel liegen die Schalldämm- Maße von heute üblicher 3-fach-Verglasung bei 

Rw = 35 dB. Höhere Anforderungen als Standardwerte an die Verglasung können sich ergeben, wenn 

der Fensterflächenanteil an der Außenwand eines Raums sehr hoch ist. Der Nachweis ist im Baugeneh-

migungsverfahren zu führen. 

Da die Schalldämmung von Fenstern nur dann wirkt, wenn die Fenster geschlossen sind, sind nach der 

VDI 27191 Schlafräume, bzw. die zum Schlafen geeigneten Räume mit zusätzlichen Lüftungseinrichtun-

gen (oder Fenster, die auch im gekippten Zustand eine hinreichende Schalldämmung aufweisen) auszu-

führen oder zur lärmabgewandten Seite hin auszurichten. Zur Lüftung von Räumen, die nicht zum Schla-

fen genutzt werden, kann ansonsten ein kurzzeitiges Öffnen der Fenster zugemutet werden (Stoßlüf-

tung). Nach DIN 18005 ist bei Beurteilungspegeln nachts über L = 45 dB(A) selbst bei nur teilweise 

geöffneten Fenstern ein ungestörter Schlaf oft nicht mehr möglich. An den Fassaden der Gebäude an der 

B3 (das sind auch die nordwestlichen und südöstlichen Fassaden) treten in den Obergeschossen 

Mittelungspegel nachts über L = 50 dB auf. Hier sind - wenn Schlafräume hier angeordnet werden - 

Lüftungseinrichtungen in den Schlafräumen zu empfehlen. 

Außenwohnbereiche, wie Balkone oder Terrassen sind ebenfalls schutzbedürftig. Gemäß einschlägiger 

Literatur ist eine sinnvolle Nutzung ab einem Dauerschallpegel von L = 62 dB(A) tags nicht mehr gege-

ben. Außenwohnbereiche und Freisitzflächen (Balkone in den Obergeschossen) sind an den Gebäuden 

an der B3 nach Möglichkeit in den ruhigeren Bereichen auf der lärmabgewandten Gebäudeseite zu 

errichten oder mit entsprechenden aktiven Maßnahmen zu schützen (verglaste Balkone, Wintergärten, 

Loggien etc.). Bei Wohnungen mit mehreren Außenwohnbereichen genügt es mindestens einen der 

Außenwohnbereiche baulich zu schließen oder an der lärmabgewandten Gebäudeseite anzuordnen.“ 

Die Schalldämmmaße gelten nur für die in Richtung der Lärmimmission orientierten Gebäudefassaden. 

Für die abgewandten Gebäudefassaden können die maßgeblichen Außenlärmpegel naturgemäß erst 

dann berechnet werden, wenn die Geometrie und Lage der Gebäude bekannt ist und damit deren Refle-

xionen sowie Abschirmungen ermittelt werden können. Der Nachweis hat daher im Rahmen des Bauver-

fahrens zu erfolgen. Die Berücksichtigung weitergehender Schallschutzmaßnahmen obliegt im Einzelfall 

dem Bauherrn bzw. dem planenden Architekten. Im Übrigen wird auf den Vollzug des Bebauungsplanes 

verwiesen.  
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Um die Lichtverschmutzung und den daraus resultierenden negativen Effekten für Mensch und Natur 

entgegen zu wirken, empfiehlt es sich neben der Verwendung von sparsamen Leuchtmittel mit UV-armen 

Lichtspektren u. a. auch die Beleuchtungszeiten für Außenbeleuchtungen anzupassen. Weiterhin sollten 

warmweiße Lichtfarben mit einem geringen Blauanteil verwendet werden. Es sollte zudem darauf geach-

tet werden, dass Lichtquellen ausreichend abgeschirmt und gezielt ausgerichtet werden. Diese Maßnah-

men dienen vor allem dem Schutz der lokal vorhandenen nachtaktiven Tierwelt, wie z.B. Nachtfaltern und 

Fledermäusen. 

1.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung sowie sachge-

rechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Sämtliche entstehenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Über die üblichen zu erwartenden 

Abfällen hinausgehend sind derzeit keine aus der künftigen Nutzung entstehenden Sonderabfallformen 

absehbar. 

 

Für die Planung der Entwässerung des geplanten Baugebietes wurde ein Ingenieurbüro beauftragt. Die 

Entwässerungskonzeption wurde mit der EVB GmbH im Grundsatz abgestimmt. Die Entwässerung des 

Baugebietes muss mangels Vorflut im Mischsystem erfolgen. Für den Anschluss an das vorhandene Netz 

gibt es für das neu zu planende Baugebiet im Bestand zwei mögliche Anschlusspunkte. In der Häuser 

Chaussee kann am Schacht 06M.11610 an einen DN400 Mischwasserkanal angeschlossen werden. In 

der Büchnerstraße kann am Schacht 06M.11430 an einen DN250 Mischwasserkanal angeschlossen 

werden. Für die Ermittlung des anfallenden Schmutzwassers wird eine mittlere Frischwasserverbrauchs-

menge von 125 l/EW*d angesetzt. 

Die vorgesehene Entwässerung über zwei Anschlusspunkte lässt eine abschnittsweise Baugebietsent-

wicklung zu. Damit der Anschluss für den zweiten Bauabschnitt an die Büchnerstraße erfolgen kann, wird 

entlang der Butzbacher Straße ein 4,0 m breiter Fuß- und Radweg festgesetzt, der auch die Aufnahme 

der neu herzustellenden Leitungsinfrastruktur ermöglicht.  

Zur Dämpfung des Regenwasserabflusses über die Mischkanalisation sind auf den Baugrundstücken 

Retentionszisternen erforderlich. Die Bemessung der Retentionszisternen ermittelt sich aus einer maß-

gebenden 5-jähriger Regenspenden bei einem Gesamtdrosselabfluss des Baugebietes von 15,0 I/s*ha 

und einer maximalen GRZ von 0,4 als abflusswirksamer Fläche. Im Ergebnis ergibt sich ein erforderlich 

Retentionsvolumen je Grundstück von 6,0 m³ und einem Drosselabfluss von 1,0 l/s. Zur Umsetzung 

enthält der Bebauungsplan daher unter Berücksichtigung der von der EVB gestellten Anforderungen eine 

wasserwirtschaftliche Festsetzung. 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermi-

schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche 

noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 

Abs. 2 Satz 1 WHG). Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es 

anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen 

(§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 

1.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt durch Unfälle 

und Katastrophen 

Da das Plangebiet etwas nach Süden/Südosten exponiert ist und die Erosionsanfälligkeit der vorhande-

nen Böden als hoch bis sehr hoch bewertet wird (siehe Kap. 2.1 Boden und Fläche) kann es bei Starkre-

genereignissen zu oberflächlichen Bodenanschwemmungen im Plangebiet kommen. Während der Ge-

ländebegehung konnten jedoch keine Erosionserscheinungen im Plangebiet beobachtet werden. Zudem 
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kann bei der vorhandenen geringen Geländeneigung eine starke Erosion durch Oberflächenabfluss eher 

ausgeschlossen werden. 

1.6 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Berück-

sichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bzgl. Gebieten mit spezieller Umweltrele-

vanz oder bzgl. der Nutzung von natürlichen Ressourcen 

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nach derzeitigem 

Wissenstand nicht bekannt. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Engelsberg Nordwest“ begründet zudem keinen Widerspruch zu 

dem Bebauungsplan „Hinter der Mauer“ ebenfalls in Nieder-Weisel, da die der Stadt Butzbach vom 

Regionalen Flächennutzungsplan (RegFNP) zugestandene Ausweisung von 100 ha Wohnbaufläche noch 

nicht ausgeschöpft ist und die Nachfrage nach Wohnbauland gerade in den autobahnnahen Stadtteilen 

unverändert anhält. 

1.7 Auswirkungen der Planung auf das Klima (z.B. Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-

nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Ein Teil des Planungsgebietes liegt im „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ (RegFNP 2010). 

Aufgrund der geringen Flächenbeanspruchung ist davon auszugehen, dass die Umsetzung der Planung 

keine erheblich negativen Auswirkungen auf das Klima haben wird. 

Eine Anfälligkeit des geplanten Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht 

offensichtlich erkennbar.  

1.8 Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Für die Anlage von Gebäuden und Straßenverkehrsflächen werden voraussichtlich nur allgemein häufig 

verwendete Techniken und Stoffe angewandt bzw. eingesetzt. 

1.9 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Nutzung erneuerbarer 

Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien zu berücksichtigen. Der Beitrag der 

Bauleitplanung zum Umwelt- und Naturschutz erfolgt damit auch für die Ziele des globalen Klimaschut-

zes. Dies verbessert die Möglichkeiten von Gemeinden und Vorhabenträger, die Belange des Klima-

schutzes im Rahmen der gemäß § 1 Abs. 7 BauGB vorzunehmenden Abwägung zu gewichten. Ferner 

wurde den Gemeinden bereits mit der BauGB-Novelle 2004 die Möglichkeit eingeräumt, mit dem Ab-

schluss von städtebaulichen Verträgen auch die Umsetzung von energiepolitischen und energiewirt-

schaftlichen Vorstellungen sicherzustellen.  

Mit dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung 

in den Städten und Gemeinden (BGBl. I S. 1509) wurde das BauGB zudem unter dem Aspekt des Klima-

schutzes und des Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung 

geändert und ergänzt sowie auch durch die Novellierung 2013 inhaltlich gestärkt. Beachtlich ist insbe-

sondere die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a 

Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher 

Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von 

Energie (§ 248 BauGB).  

Seit der BauGB-Novelle 2011 können im Bebauungsplan beispielsweise gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB 

explizit Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, 



Umweltbericht, Bebauungsplan „Engelsberg Nordwest“   

Entwurf - Planstand: 20.03.2020  12 

 

Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-

Kopplung sowie gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB auch Gebiete, in denen bei der Errichtung von Ge-

bäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische 

Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerba-

ren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen, festgesetzt werden. Mit der Ände-

rung des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB ist weiterhin verdeutlicht worden, dass Gegenstand 

eines städtebaulichen Vertrages auch die Errichtung und Nutzung von Anlagen und Einrichtungen zur 

dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder 

Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung sowie die Anforderungen an die energeti-

sche Qualität von Gebäuden sein können. 

Der Bebauungsplan trägt den vorangehenden Ausführungen durch die Ausweisung einer Fläche für 

Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Kraft-Wärme-Kopplung (hier: Blockheizkraftwerk) Rech-

nung. Erleichtert wird die Wahrung, vorliegend durch die geplante Fernwärmeversorgung. Die Energie 

und Versorgung Butzbach GmbH fasst, die sich hieraus ergebenden Erleichterungen für die Bauherr-

schaft wir folgt, zusammen: 

Vermeidung des Aufbaues einer eigenen Wärmeerzeugung einschließlich erforderlicher Platzbereitstel-

lung, 

Erfüllung der Energieeinsparverordnung (EnEV) sowie des Erneuerbaren-Energien-Wärmegesetzes 

(EEWärmeG) ohne zusätzliche Anlagentechnik, 

Nachhaltige Vermeidung von Kapital- und Reinvestitionskosten einer eigenen Anlagentechnik. 

Zur Gewährleistung der Nutzung wird die Grundstücksentwicklungsgesellschaft die Notwendigkeit des 

Anschlusses an das von der EVB geplante Fernwärmenetz kaufvertraglich sichern. Die Stadt Butzbach 

wird außerdem zum Satzungsbeschluss eine Fernwärmesatzung für das Gebiet beschließen. 

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wird ferner grundsätzlich eine Ausrichtung der Bau-

grundstücke nach Südwesten bzw. Südosten ermöglicht, um somit eine sonnenoptimierte Bauweise zu 

unterstützen. Von einer weitergehenden Festsetzung der Firstrichtung wird vor dem Hintergrund des 

Gebotes der planerischen Zurückhaltung abgesehen, sodass den Bauherren noch eine hinreichende 

Flexibilität verbleibt. Aufgenommen wurde jedoch die ausdrückliche Zulässigkeit der Errichtung von Solar- 

und Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen.  

Weiterhin kann auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur 

Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der Bauplanung 

und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-

Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) werden die Eigentümer von Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa 

dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren 

Energien zu decken. Im Zuge der Energieeinsparverordnung (EnEV) ist zudem sicherzustellen, dass bei 

der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur 

Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist.  

1.10 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Fläche, Flächenverbrauch) sowie Angaben zu in 

Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten und zu den wesentlichen 

Gründen für die getroffene Wahl 

Das Baugesetzbuch wurde 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Ge-

meinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuinan-

spruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. § 1 Abs. 5 

BauGB sieht nun zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 

Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der 
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Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwand-

lung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden soll; dabei sollen Ermittlungen 

zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflä-

chen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass etwa in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, 

dass die Gemeinden Bemühungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen 

zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

Die Stadt Butzbach ist seit Jahren bestrebt, Flächen im Innenbereich einer baulichen Nutzung zuzuführen 

und so einen Beitrag zur baulichen Innenentwicklung zu leisten, was sich auch anhand bereits durchge-

führter oder aktuell laufender Bauleitplanverfahren nachvollziehen lässt. Hierzu betreibt die Stadt u.a. 

mehrere Konversionsprojekte, wie z. B. das Landgrafenschlossgelände, das Tröster-Gelände, die US-

Housing-Area und der ehemalige Motorpool. Hinzu kommen Wohngebietsentwicklungen wie bspw. 

Butzbacher Farbenfabrik, das ehemalige Postgelände Weiseler Straße 50, das Gelände der ehemaligen 

Papierfabrik in der Weiseler Straße und schließlich die Nudelfabrik Heil. Des Weiteren ist ein Baulücken-

kataster erstellt, welches regelmäßig fortgeschrieben wird.  

Die Stadt Butzbach steht allerdings auch einer entsprechend hohen Nachfrage nach Wohnbaugrundstü-

cken gegenüber, der nur mit innerörtlichen Nachverdichtungen nicht mehr entsprochen werden kann. Mit 

der geplanten Baugebietsentwicklung soll zwar unter Inanspruchnahme des baulichen Außenbereichs ein 

neues Wohnquartier entwickelt werden, das Gebiet wird sich hierbei in die gesamträumliche städtebauli-

che Entwicklung im Stadtteil Nieder-Weisel einfügen und ist zudem zur Deckung eines kurz- und mittel-

fristigen Wohnsiedlungsbedarfs geeignet. Ferner wird zur Entwicklung des Baugebietes auf die bereits im 

RegFNP dargestellten Bauflächen zurückgegriffen. 

Die Belange des Bodenschutzes werden darüber hinaus im Rahmen der Umweltprüfung und der Erstel-

lung des Umweltberichtes in der fachlich gebotenen und gesetzlich erforderlichen Form berücksichtigt. 

Zudem kann etwa durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von Pkw-Stellplätzen, Gara-

genzufahrten und Hofflächen auf den Baugrundstücken sowie durch weitere eingriffsminimieren-de 

Festsetzungen im Bebauungsplan ein Beitrag zum vorsorgenden Bodenschutz geleistet werden. Darüber 

hinaus verfolgt die Stadt Butzbach die planerische Absicht, den Bauhof zu verlagern, wodurch die bereits 

anthropogen vorgeprägten Flächenpotentiale für die Schaffung von Wohnraum genutzt werden können. 

Hierdurch kann eine sinnvolle Fortführung des derzeitigen Siedlungsrandes erfolgen und gleichzeitig wird 

dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung getragen.   

Das Plangebiet ist gemäß Darstellung im RegFNP für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen, sodass 

diesem Aspekt der Vorrang einzuräumen ist. Dennoch gilt es näher auf die Belange der Landwirtschaft 

einzugehen, da unbestritten ist, dass es bei der Entwicklung des Baugebietes zu einem Verlust an land-

wirtschaftlichen Flächen mit einer Ackerzahl von 70 Punkten kommen wird. Dies ist insoweit zu berück-

sichtigen, als dass die Betroffenheit landwirtschaftlicher Belange in die Abwägung einzustellen ist. Dieser 

Betroffenheit stehen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung im Rahmen des vorliegenden Bauleit-

planverfahrens nunmehr konkret unter anderem die in § 1 Abs. 6 BauGB genannten Wohnbedürfnisse 

der Bevölkerung, die Bevölkerungsentwicklung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-

nerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung sowie die Fortentwicklung vorhande-

ner Ortsteile als öffentliche und in der Bauleitplanung ebenfalls beachtliche Belange gegenüber. Des 

Weiteren erfolgt die Erbringung des naturschutzrechtlichen Ausgleichs über eine Ökokontomaßnahme, 

was zeigt, dass die Stadt Butzbach danach bestreb ist, die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 

Flächen auf das notwendige Maß zu reduzieren. Lediglich zur Würdigung der artenschutzrechtlichen 

Belange muss zur Herstellung eines funktionalen Ausgleichs auf landwirtschaftliche Flächen zurückge-

griffen werden.  



Umweltbericht, Bebauungsplan „Engelsberg Nordwest“   

Entwurf - Planstand: 20.03.2020  14 

 

2 Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen erheblichen bau-, anlage- und betriebs-

bedingten (sowie soweit relevant abrissbedingten) Umweltauswirkungen (Prognose über die 

Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung) einschließlich der Maß-

nahmen zu ihrer Vermeidung, Verhinderung, Verringerung bzw. ihrem Ausgleich und ggf. ge-

planter Überwachungsmaßnahmen unter Berücksichtigung der Angaben in der Einleitung 

sowie vorangehende Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-

zustands (Basisszenario) 

2.1 Boden und Fläche 

Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind die Funktionen des Bodens, u.a. durch Vermeidung 

von schädlichen Beeinträchtigungen, nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Zur dauerhaften 

Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 

BNatSchG seine prägenden biologischen Funktionen, die Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen 

Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen 

können. Nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren oder, soweit eine Entsiegelung 

nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

 

Bewertungsmethoden 

Die nachfolgende Bodenbewertung erfolgte in Anlehnung an die „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von 

Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen“ (HMUELV 

2011). Die Datengrundlage für die Bewertung wurden dem Boden Viewer Hessen (HLNUG 2020A) und 

dem Umweltatlas Hessen (Geologie und Boden; HLNUG 2018) entnommen. Während der Geländebege-

hung wurden gegebenenfalls einzelne Daten gegengeprüft (z.B. Erosionserscheinungen, Vorbelastung, 

etc.). Alle wesentlichen Bodeneigenschaften des Plangebietes sind in der Tabelle 1 zusammengetragen. 

 

Bestandsaufnahme, Bodenvorbelastung und -bewertung 

Der Boden im Planungsgebiet besteht aus solifluidalen und äolischen Sedimenten (mächtiger Löss, Löss-

Lehm) und gehört den Bodentypen Pseudogley und Parabraunerde an. Im Norden sind die Böden anth-

ropogen überprägt (Bereich des Bauhofs und Bundesstraße). Die vorherrschende Bodenart ist ein tonig 

bis lehmiger Schluff. Der Norden des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes grenzt an einen tonrei-

cheren Boden (Schluff-Ton) an. Das Plangebiet wird vorwiegend landwirtschaftlich genutzt, sodass mit 

einem lockeren Boden in der oberen Bodenschicht (Ackerkrume) der Ackerflächen zu rechnen ist. Der 

nord/nordöstliche Plangebietsbereich ist bereits durch Bodenversiegelung, -verdichtung, -abtrag, -auftrag 

und -durchmischung anthropogen überprägt. 

Die Böden außerhalb der versiegelten Bereiche erfüllen einen durchschnittlich hohen Erfüllungsgrad in 

der Bodenfunktion (Funktionserfüllungsgrad; Abb. 3). Die Bereiche mit einem „sehr hohen“ Funktionser-

füllungsgrad liegen bei den beiden Glatthaferwiesen mit Obstbeständen: Im südlichen Teil des Plange-

biets (Glatthaferwiese, Gärten) und hinter den Werkstätten der Straßenmeisterei. Vor allem das hohe bis 

sehr hohe Ertragspotenzial der Böden stellt einen wertvollen Lebensraum für Pflanzen bzw. eine hohe 

Bedeutung für die Landwirtschaft da. Die mittel bis hohe Wertigkeit in der Feldkapazität und im Nitrat-

rückhaltevermögen erfüllen eine wichtige Funktion im Wasserhaushalt des Bodens. Das Potenzial für die 

Biotopentwicklung wird als mittel eingestuft (Tab. 1).  
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Abb. 3: Bodenfunktionsbewertung (Erfüllungsgrad) des Bodens im Plangebiet „Engelsberg Nordwest“. 
Quelle: bodenviewer.hessen.de, © HLNUG 2020A, eigene Bearbeitung. 

 

 
Tab. 1: Bodeneigenschaften des Plangebietes. Die Bewertung der Erosionsgefahr wurde nach dem K-
Faktor ermittelt. Quelle: HLNUG 2020A.  

Eigenschaften 
 

Höhe von rd. 183 m bis 188 m ü.NHN 

Topografie nach Süden/Osten exponiert; Geländestufe zum tiefer-liegenden Bauhof 
Standorttypisierung Standorte mit hohem Wasserspeicherungsvermögen und schlechtem bis mittlerem natürlichen 

Basenhaushalt sowie mit potenziell starkem bis sehr starkem Stauwassereinfluss 
Erosionsgefahr mittel bis hoch 
Acker-/Grünlandzahl 65 bis 80 

Ertragspotenzial hoch bis sehr hoch 
Nitratrückhaltevermögen mittel bis sehr hoch 

Feldkapazität mittel bis hoch 

Funktionserfüllungsgrad mittel bis sehr hoch 
Bodenstörungen landwirtschaftliche Nutzung; Bodenverdichtung /-Versiegelung im Bereich der Wege, Straßen und 

des Bauhofes 
Altlasten keine bekannt 

 

 

Bodenempfindlichkeit 

Die Bodenfunktionen sind generell empfindlich gegenüber Bodenversiegelung, -auf- oder -abtrag sowie -

vermischung. 

Die Erosionsgefahr des Bodens im Plangebiet ist laut dem Bodenerodierbarkeitsfaktor (K-Faktor) nach 

DIN 19708 als hoch bis sehr hoch einzustufen. Während der Geländebegehung konnten jedoch keine 

Erosionserscheinungen im Plangebiet beobachtet werden. Zudem kann bei der vorhandenen geringen 

Geländeneigung eine starke Erosion durch Oberflächenabfluss ausgeschlossen werden. 
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Bodenentwicklungsprognose 

Bei Nichtdurchführung des Bauvorhabens bleiben die mittel- bis hochwertigen Bodenfunktionen voraus-

sichtlich erhalten und werden sich je nach Intensivierung oder Extensivierung der landwirtschaftlichen 

Nutzung verschlechtern bzw. verbessern. 

Bei Durchführung der Planung kommt es zu Neuversiegelung, Bodenverdichtung, Bodenabtrag, -auftrag 

und -vermischung. Davon betroffen sind die Bodenfunktionen: 

• Lebensraum für Pflanzen und Bodenorganismen 

• Funktion des Bodens im Wasserhaushalt 

• Archiv der Natur- und Kulturlandschaft 

• Funktion des Bodens im Nährstoffhaushalt 

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium (Puffer-, Filter- u. Umwandlungsfunktion) 

 

Minderung des Bodeneingriffs 

Der Bebauungsplan ermöglicht eine zweckentsprechende Bebauung des Baugrundstückes und somit 

eine entsprechende Versiegelung innerhalb des Plangebietes. Um grundsätzlich mit Bodenversiegelun-

gen verbundenen negativen Effekten (Erhöhung des Oberflächenabflusses des Niederschlagswassers, 

Erhöhung des Spitzenabflusses der Vorfluter, steigende Hochwasserspitzen, Verringerung der Grund-

wasserneubildung) entgegen zu wirken, trifft der Bebauungsplan Festsetzungen bzw. beinhaltet Hinweise 

auf gesetzliche Regelungen, etwa durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von Pkw-

Stellplätzen sowie durch die Vorgaben zur Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern, sonsti-

gen Bepflanzungen und Dachbepflanzung. 

 

Nachfolgend werden verschiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz als Hinweise für die 

Bauausführung und Erschließungsplanung aufgeführt (HMUELV 2011): 

• Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung, wie z.B. Schutz des Mutterbodens nach § 

202 Baugesetzbuch; von stark belasteten oder befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden abzu-

tragen. 

• Vermeidung von Bodenverdichtungen; bei verdichtungsempfindlichen Böden (Feuchte) und Böden 

mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bodens so gering wie möglich zu er-

folgen, d.h. gegebenenfalls Einsatz von Baggermatten, breiten Rädern oder Kettenlaufwerken etc. 

und die Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von Böden. 

• Ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und Lagerflächen nach Möglichkeit im Bereich 

bereits verdichteter bzw. versiegelter Boden sowie gegebenenfalls Verwendung von Geotextil oder 

Tragschotter. 

• Wo logistisch möglich, sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, z.B. durch Absperrung mit 

Bauzäunen oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflächen; bodenschonende Einrichtung und 

Rückbau. 

• Vermeidung von Fremdwasserzufluss; gegebenenfalls vom Hang herabkommender Niederschlag ist 

z.B. durch einen Entwässerungsgraben an der hangaufwärts gelegenen Seite des Grundstückes 

während der Bauphase, um das unbegrünte Grundstück herumzuleiten; Anlegen von Rückhalteein-

richtungen und Retentionsflächen. 



Umweltbericht, Bebauungsplan „Engelsberg Nordwest“   

Entwurf - Planstand: 20.03.2020  17 

 

• Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 

• Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 19731). 

• Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 m bzw. 

4 m bei Ober- bzw. Unterboden nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden 

und sind bei mehrmonatiger Standzeit zu profilieren, gegebenenfalls unter Verwendung von Geotextil 

oder Erosionsschutzmatten, gezielt zu begrünen und regelmäßig zu kontrollieren. 

• Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wiederverwertung des Bodenaushubs am Eingriffsort, 

d.h. der Ober- und Unterboden ist separat auszubauen, zu lagern und in der ursprünglichen Reihen-

folge wieder einzubauen. 

• Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien. 

• Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. verdichteter Boden ist nach Abschluss der 

Bauarbeiten und vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlockerung). Da-

nach darf der Boden nicht mehr befahren werden. 

• Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung der Bodenstruktur, hohe Gefügestabilität, 

hohe Wasserspeicherfähigkeit, positive Effekte auf Bodenorganismen). 

• Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht mit Verweis auf die Arbeitshilfe „Rekultivierung von 

Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen“ (HMUKLV, Stand: März 2017). 

Die beschriebenen eingriffsminimierenden Maßnahmen mit dem Ziel der Reduzierung des Direktabflus-

ses streben eine wirksame Minimierung der Auswirkungen an. 

 

Eingriffsbewertung 

Die Böden im Plangebiet besitzen auf den landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Bereichen eine 

geringe Vorbelastung, wodurch ihre Funktionen im Naturhaushalt weitestgehend ungestört sind. Zudem 

besitzen deren Bodenfunktionen eine mittlere bis sehr hohe Wertigkeit für den Naturhaushalt und für die 

Landwirtschaft. Eine geringe Wertigkeit besitzen die Böden im Bereich der Bundesstraße, der Wege und 

des bestehenden Bauhofes. 

Im Ganzen muss daher der Eingriff in das Schutzgut Boden als mittel bewertet werden, da Böden mit 

durchschnittlich hochwertigen Funktionen für den Naturhaushalt und Landwirtschaft aber auch stark 

anthropogen veränderte Böden beansprucht werden. 

 

2.2 Wasser 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich außerhalb von Oberflächengewässern und fern 

von Abfluss-, Überschwemmungs- und Wasserschutzgebieten. Straßenbegleitend zur Bundesstraße 

verläuft ein befestigter Entwässerungsgraben. 

Östlich und südlich des Planungsgebietes liegt in etwa 1 km Entfernung die Schutzzone D des „Heilquel-

lenschutzgebiets Bad Nauheim“ (WSG-ID 440-084). In etwa 2 km Entfernung in derselben Richtung 

beginnt die Schutzzone 1 des „Oberhessischen Heilquellenschutzbezirks“ (WSG-ID 440-088). Das 

nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet liegt etwa 2 km südlich des Planungsgebietes. Hier beginnt die 

Schutzzone 3 B des „Wasserschutzgebiet Bad Nauheim“ (WSG-ID 440-059; Wasserwerk Säckelsgra-

ben). 
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Eingriffsbewertung 

Durch das vorliegende Vorhaben werden keine wasserschutzrechtlichen Belange berührt. 

2.3 Klima und Luft 

Den Freiflächen des Plangebietes kommt prinzipiell eine Funktion im Rahmen der Kaltluftbildung zu, 

wenn in wolkenlosen Nächten aufgrund der dann ungehinderten Ausstrahlung im Bereich der Flächen 

bodennahe Kaltluft entsteht. Aufgrund der Topografie verläuft ihr Abstrom in Richtung Süden/Osten in 

Bereiche, die Wohnbebauungen aufweisen. 

Das Plangebiet schneidet im Westen und Süd-Westen ein Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktio-

nen (RegFNP 2010, Abb. 2) an. Diese Gebiete dienen der Kalt- und Frischluftentstehung sowie dem Kalt- 

und Frischluftabfluss und sollen von Bebauung und anderen Maßnahmen, die den Transport und Entste-

hung von frischer und kalter Luft behindern könnten, freigehalten werden. 

 

Eingriffsmindernde Maßnahmen 

Der Bebauungsplan beinhaltet folgende Festsetzungen, die sich eingriffsmindernd auf das Schutzgut 

Klima auswirken werden. Diese wirken sich vor allem temperaturmindernd aus und führen zu einer Erhö-

hung der Luftfeuchte: 

• Vorschriften zur wasserdurchlässigen Befestigung von Pkw-Stellplätzen 

• Vorgaben zur Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern, sonstigen Bepflanzungen und 

Dachbegrünung 

 

Eingriffsbewertung 

Die Auswirkungen auf das lokale Klima sind aufgrund der Kleinflächigkeit des Plangebietes als gering 

anzunehmen. Die im Norden, Westen und Osten des Plangebietes bestehenden großflächigen, unver-

siegelten Freiflächen (Äcker, Wiesen, Streuobstbestände) werden weiterhin zur Frischluftversorgung 

beitragen. 

Die kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens werden sich bei Durchführung der Planung vor allem 

auf das Plangebiet selbst konzentrieren, wo mit einer Einschränkung der Verdunstung und einem Anstieg 

der Durchschnittstemperatur zu rechnen ist. Wirksame Möglichkeiten zur Minimierung der beschriebenen 

Effekte bestehen vor allem in einer großzügigen, die Beschattung fördernden Bepflanzung der nicht 

überbauten Bereiche.  

 

2.4 Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt 

2.4.1 Biotop- und Nutzungstypen 

Zur Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen des Plangebietes und seiner näheren Umgebung wurde 

Anfang und Ende Juni 2018 jeweils eine Geländebegehung durchgeführt. Die Ergebnisse der Vegetati-

onsaufnahme sind in den Tabellen 2 bis 4 zusammengefasst und die vorhandenen Biotop- und Nut-

zungstypen kartographisch in einer Bestandkarte erfasst (siehe Anhang). 
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Tab. 2: Artenliste der Vegetation im Gelände der Straßenmeisterei, der Stellplätze, des Straßenrandes, 
Feldwege und der Äcker. 

Art Deutscher Name Art Deutscher Name 
Acer campestre Feldahorn Leucanthemum vulgare Wiesen-Margerite 
Acer platanoides Spitzahorn Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 
Achillea millefolium Gemeine Schafgarbe Lolium perenne Deutsche Weidelgras 

Agrimonia eupatoria Kleiner Odermennig Lotus corniculatus Gewöhnliche Hornklee 
Alliaria petiolata Knoblauchsrauke Mahonia aquifolium Gewöhnliche Mahonie 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz Malva neglecta Kleine Käsepappel 

Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel Medicago lupulina Hopfenklee 
Argentina anserina Gänsefingerkraut Medicago sativa Luzerne 

Arrhenatherum elatius Gewöhnliche Glatthafer Mercurialis annua Einjähriges Bingelkraut 
Artemisia vulgaris Beifuß Oxalis corniculata Gehörnter Sauerklee 

Bellis perennis Gänseblümchen Paeonia Pfingstrose 
Betula pendula Hänge-Birke Picea abies Gemeine Fichte 

Borago officinalis Borretsch Plantago lanceolata Spitzwegerich 

Bromus hordeaceus Weiche Trespe Plantago major Breitwegerich 
Bromus inermis Wehrlose Trespe Poa annua Einjährige Rispe 

Bromus sterilis Taube Trespe Poa pratensis Wiesen-Rispengras 
Bryonia dioica Rotfrüchtige Zaunrübe Poa trivialis Gewöhnliches Rispengras 

Buddleja davidii Sommerflieder Polygonum aviculare Vogelknöterich 

Capsella bursa-pastoris Gewöhnliche Hirtentäschel Potentilla reptans Kriechende Fingerkraut 
Carex otrubae Falsche Fuchs-Segge Prunella vulgaris Kleine Braunelle 

Centaurea jacea Wiesen-Flockenblume Prunus avium Kirschbaum 
Cerastium glomeratum Knäuel-Hornkraut Prunus domestica Pflaume 

Chenopodium album Weiße Gänsefuß Prunus laurocerasus Lorbeerkirsche 

Cichorium intybus Wegwarte Prunus spinosa Schlehdorn 
Cirsium arvense Acker-Kratzdistel Ranunculus repens Kriechende Hahnenfuß 

Cirsium vulgare Gewöhnliche Kratzdistel Rubus idaeus Himbeere 
Convolvulus arvensis Acker-Winde Rubus spec. Brombeerstrauch 

Cornus sanguinea Rote Hartriegel Rumex crispus Krause Ampfer 
Corylus avellana Gemeine Hasel Rumex obtusifolius Stumpfblättrige Ampfer 

Cotoneaster spec. Zwergmispeln Sambucus nigra Schwarze Holunder 

Crataegus spec. Weisdorn Senecio jacobaea Jacobskraut 
Crepis capillaris Kleinköpfiger Pippau Silene latifolia Breitblättrige Lichtnelke 

Dactylis glomerata Gewöhnliche Knäuelgras Solanum nigrum Schwarze Nachtschatten 
Daucus carota Möhre Sonchus arvensis Acker-Gänsedistel 

Echinochloa crus-galli Hühnerhirse Sonchus asper Raue Gänsedistel 

Elymus repens Quecke Sonchus oleraceus Kohl-Gänsedistel 
Equisetum arvense Acker-Schachtelhalm Sorbus aria Echte Mehlbeere 

Erigeron annuus Einjährige Berufkraut Sorbus aucuparia Eberesche 
Euphorbia lathyris Kreuzblättrige Wolfsmilch Stellaria media Gewöhnliche Vogelmiere 

Euphorbia peplus Garten-Wolfsmilch Tanacetum vulgare Rainfarn 
Forsythia × intermedia Forsythie Taraxacum sect. Ruderalia Gewöhnlicher Löwenzahn 

Fumaria officinalis Gewöhnliche Erdrauch Taxus baccata Europäische Eibe 

Galium album Weiße Labkraut Thlaspi arvense Acker-Hellerkraut 
Geranium molle Weiche Storchschnabel Thuja spec. Lebensbaum-Hecke 

Geranium pratense Wiesen- Storchschnabel Tilia platyphyllos Sommerlinde 
Geum urbanum Echte Nelkenwurz Trifolium pratense Rotklee 

Festuca arudinacea Gewöhnlicher Rohr-Schwingel Trifolium repens Weißklee 

Hedera helix Efeu Urtica dioica Große Brennnessel 
Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau Veronica serpyllifolia Quendel-Ehrenpreis 

Hypericum perforatum Echte Johanniskraut Viburnum rhytidophyllum Runzelblättrige Schneeball 
Juglans regia Walnuss Vicia hirsuta Rauhaarige Wicke 

Lamium album Weiße Taubnessel Vicia sativa Futterwicke 
Lamium purpureum Purpurrote Taubnessel Viola spec. Veilchen 

Lapsana communis Gewöhnlicher Rainkohl Weigela spec. Weigelie 

Lathyrus vernus Frühlings-Platterbse   
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Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand des Stadtteils Nieder-Weisel an der vielbefahrenen Butzbacher 

Straße (B3) und wird vorwiegend von Äckern umgeben. Im Süden und Süd-Osten grenzt es direkt an ein 

Wohngebiet an. Südwestlich befindet sich eine extensiv bewirtschaftete Streuobst-Glatthaferwiese mit 

unregelmäßig verteilten Apfelbäumen in der Ertrags- und Altersphase. Ein Teil der Streuobstwiese, der 

außerhalb des Planungsbereiches liegt, ist als gesetzlich geschütztes Biotop (Erfassungsjahr: 1994, 

HLNUG 2017) erfasst. 

Bauhof, Parkplatz, Straßenrand der B3 und Wohnhäuser der Büchnerstraße 

Im Norden des Geltungsbereiches, angrenzend an der Bundestraße B3, befinden sich die Werkstätten 

der Straßenmeisterei (Bauhof), Parkplätze und drei Reihenhäuser. Diese überwiegend versiegelte und 

überbaute Fläche nimmt etwa ein Viertel des Plangebietes ein. Die Reihenhäuser besitzen kleine Haus-

gärten mit überwiegendem Ziergartenanteil mit strukturarmen Grünanlagen. Der Hauseingangsbereich ist 

mit Ziergehölzen bepflanzt und einem Vielschnittrasen (Abb. 4). Die Randbereiche der Straßenmeisterei 

und des Parkplatzes werden durch heimische Hecken-, Gebüsch- und Baumpflanzungen und wenigen 

Ziergehölzen geprägt (Abb. 5 und 6). Zwischen der Straßenmeisterei, den Parkflächen und der Bun-

destraße B3 befindet sich ein begrünter Straßenrand mit eingefasster Entwässerungsmulde (nicht im 

Plangebiet). Dieser Bereich ist vom Geltungsbereich des Bebauungsplanes zur Entwässerungsmulde hin 

(zur Straße zu) abschüssig. Der Straßenrand ist etwa 100 m lang und 3 bis 4 m breit, auf dem vorwie-

gend eine Ruderalvegetation zu finden ist, die sich aus teils Wiesen-, Kurzrasen- und Ackerarten zu-

sammensetzt (Abb. 7). 

Ackerflächen und Feldwege 

Mehr als 50 % des Plangebietes umfasst eine intensiv genutzte Ackerfläche. Auf dem Getreideacker im 

Zentrum des Geltungsbereiches wurden keine Ackerbeikräuter entdeckt. Der zweite Acker liegt im Wes-

ten des Geltungsbereichs. Neben der Feldfrucht (Kartoffel) fanden sich typische Hackfrucht-Beikräuter 

auf der Fläche (Abb. 11). An zwei Rändern des Getreideackers, in süd-östlicher und nord-westlicher 

Richtung, verlaufen zwei bewachsene Feldwege zwischen der B3 und dem „Alter Weg“ (Abb. 8 und 9). 

Der Feldweg im Süd-Osten des Geltungsbereiches verläuft ab Höhe der „Büchnerstraße“ in einen asphal-

tierten Straßenabschnitt bis zur B3 über. Der Feldweg im Nord-Westen gehört nicht zum Geltungsbereich 

dazu. Am süd-westlichen Rand des Getreideackers verläuft ein asphaltierter Feldweg/Wirtschaftsweg 

(Teil des „Alter Weg“) mit einem schmalen bewachsenen Streifen auf beiden Seiten (Abb. 10). Die Vege-

tation des schmalen Randstreifens setzt sich aus den Arten der Nachbarnutzung (Glatthaferwiese, Gär-

ten, Kartoffel- und Getreideacker) zusammen oder wird von diesen beeinflusst. 

 

 

Abb. 4: Eingangsbereich der Reihenhäuser. 

 

 

Abb. 5: Parkfläche vor der Straßenmeisterei. 
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Abb. 6: Hecken und Bäume entlang der Randbereiche 
des Geländes der Straßenmeisterei (Südwestlicher 
Bereich). Zwischen dem Gelände und der angrenzenden 
Fläche (Glatthaferwiese) besteht eine Höhendifferenz 
von etwa 1,5 m. 

 

Abb. 7: Straßenrand mit gefasster Entwässerungsmulde 
an der Bundesstraße 3. 

 

 

Abb. 8: Feldweg zwischen Acker und Siedlungsbereich. 

 

Abb. 9: Feldweg im Nord-Westen entlang des Getreide-
ackers. 
 

 

 

Abb. 10: Asphaltierter Feldweg/ Wirtschaftsweg im Süd-
Westen, Verlängerung der Häuser Chaussee auf den 
„Alter Weg“. 

 

Abb. 11: Kartoffelacker im Westen. 
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Glatthaferwiesen mit Obstbäumen 

Im Geltungsbereich sind zwei Glatthaferwiesen mit Obstbäumen (Malus domestica) vorhanden: Zwischen 

der Straßenmeisterei und dem Acker befindet sich ein schmaler Streifen (Flur: 8, Flurstück: 207, Gemar-

kung: Nieder-Weisel) mit sieben hochstämmigen Apfelbäumen in der Ertrags- und Altersphase und einer 

Glatthaferwiese im Unterwuchs (Abb. 12). Bei der ersten Begehung der Fläche standen Kühe zur Bewei-

dung darauf, wodurch keine umfassende Vegetationsaufnahme durchgeführt werden konnte. Bei der 

zweiten Begehung war die Krautschicht bereits abgefressen. Hier konnte eine leichte Verbuschung durch 

Schlehe, Rosengewächse und durch das Eindringen der Gehölzflora, aus der angrenzenden Hecke der 

Straßenmeisterei, beobachtet werden. 

Die zweite Glatthaferwiese befindet sich im süd-westlichen Bereich des Geltungsbereiches. Sie ist Teil 

einer Glatthaferwiese mit Streuobstbeständen, die als gesetzlich geschütztes Biotop gekennzeichnet ist 

(Erfassungsjahr: 1994, HLNUG 2017c). Die geschützten Bereiche liegen nicht im Planungsgebiet. 

 

 

 

Abb. 12: Beweidete Glatthaferwiese mit Apfelbäumen 
zwischen der Straßenmeisterei und dem Acker (links). 
Rechts angrenzend: Kleingärten der Wohnhäuser der 
Büchnerstraße. 

 

Abb. 13: Glatthaferwiese mit Apfelbäumen im süd-
westlichen Teil des Geltungsbereichs. Links: strukturrei-
che verwilderte Gärten. 

 

 

Abb. 14: Gemähter Glatthaferwiesenabschnitt im süd-
westlichen Teil des Geltungsbereichs. Der Bereich vorne 
links ist durch Nährstoffeintrag und Bodenverdichtung 
teilweise gestört. 

 

Abb. 15: Struktureiche verwilderte Gärten im süd-
westlichen Teil des Geltungsbereichs. 
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Auf der Glatthaferwiese im Geltungsbereich selbst sind zwei hochstämmige Apfelbäume im Süden und 

zwei halbstämmige (+ einem toten halbstämmigen) im nördlichen Bereich der Wiese. Der Wiesenab-

schnitt auf dem Flurstück 71 war bei der ersten Begehung (Anfang Juni) bereits gemäht (Abb. 14). Der 

Bereich zwischen den zwei Gartenanlagen im nördlichen Teil der Wiese wies eine Störung der Vegetati-

on durch Nährstoffeintrag und Bodenverdichtung auf (Abb. 14). Der restliche und größte Teil der Wiese 

wurde erst Ende Juni gemäht (Abb. 13). Durch die unterschiedliche Bewirtschaftung der Fläche traten - 

davon abhängig - einige Arten nur abschnittsweise auf (Tab. 3). 

 

 

Tab. 3: Artenliste der beiden Streuobst-Glatthaferwiesen im Plangebiet. Die zweite Fläche besitzt eine 
heterogenere Struktur (unterschiedliche Bewirtschaftung), wodurch sich einige Arten nur abschnittsweise 
zeigten: M = bei der ersten Begehung (Anfang Juni) bereits gemähter Flächenabschnitt; N = gestörter 
Bereich durch Nährstoffeintrag (und Bodenverdichtung). Geprüft wurde ob die Kartiereinheit MM.6510 
Magere Flachland-Mähwiesen nach Hessischer Lebensraum- und Biotopkartierung (HLBK, HLNUG 
2017B) zutrifft: t = typische Art; o = typische Arten aber sehr häufig; # = charakteristische Art; m = Mager-
keitszeiger. 

Art Deutscher Name 

Glatthaferwiese 
zwischen Straßen-

meisterei und Acker 

Glatthaferwiese 
südwestlich des 

Geltungsbereichs 

Typische Arten 
der Kartierein-
heit „MM 6510“ 

nach HLBK 
Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel x x o 
Arrhenatherum elatius Gewöhnlicher Glatthafer x x # 

Convolvulus arvensis Acker-Winde x x  
Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras x x o 

Malus domestica Apfel x x  

Prunus spinosa Schlehdorn x 
 

 
Rosa spec. Rosengewächs x 

 
 

Rumex obtusifolius Stumpfblättriger Ampfer x 
 

 
Achillea millefolium Gemeine Schafgarbe 

 
x t 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 
 

x o 

Bromus sterilis Taube Trespe 
 

x  
Centaurea jacea Wiesen- Flockenblume 

 
x t 

Elymus repens Quecke 
 

x  
Galium album Weißes Labkraut 

 
x # 

Geranium pratense Wiesen- Storchschnabel 
 

x # 
Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

 
x o 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras 
 

x o 

Lolium perenne Deutsche Weidelgras 
 

x  
Lotus corniculatus Gewöhnlicher Hornklee 

 
x m 

Medicago sativa Luzerne 
 

x  
Phleum pratense Wiesen-Lieschgras 

 
x o 

Poa pratensis Wiesen-Rispengras 
 

x o 

Polygonum aviculare Vogelknöterich 
 

x  
Potentilla reptans Kriechendes Fingerkraut 

 
x  

Vicia sativa Futterwicke 
 

x  
Crepis biennis Wiesen- Pippau 

 
M # 

Plantago lanceolata Spitzwegerich 
 

M o 

Rubus spec. Brombeerstrauch 
 

M  
Trifolium pratense Rotklee 

 
M o 

Trifolium repens Weißklee 
 

M  
Bromus hordeaceus Weiche Trespe 

 
N o 

Euphorbia peplus Garten-Wolfsmilch 
 

N  
Oxalis acetosella Waldsauerklee 

 
N  

Taraxacum sect. Ruderalia Gewöhnlicher Löwenzahn 
 

N  

Urtica dioica Große Brennnessel 
 

N  
Veronica serpyllifolia Quendel-Ehrenpreis 

 
N  
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Geschützte Lebensraum- und Biotoptypen 

Die Zuordnung der Glatthaferwiesen zur Kartiereinheit „MM.6510 Magere Flachland-Mähwiesen“ nach 

der Hessischen Lebensraum- und Biotopkartierung (HLBK, HLNUG 2017B) ist nicht gegeben, weil die 

qualitative Untergrenze von mindestens 10 typischen Arten der Mageren Flachland-Mähwiesen (in der 

Tab. 3: t, #, m) und zwei Magerkeitszeiger (in der Tab. 3: m) nicht erreicht werden. Auf dieser Wiese 

waren nur sieben typische Arten und nur ein Magerkeitszeiger vorhanden. Auch die Zuordnung zum 

gesetzlich geschützten Biotop „ST. / SF. Streuobstbestände und -teilflächen außerhalb bebauter 

Ortsteile“ nach HLBK entfällt, weil die qualitative Untergrenze von mindestens 10 hochstämmigen Obst-

bäumen in einem geschlossenen Bestand (geschlossenen Streuobstbestände) nicht erfüllt ist. Es 

besteht auch keine Streuobstteilfläche nach HLBK, da nur zwei statt erforderlicher drei hochstämmiger 

Obstbäume vorhanden sind. Schlussfolgernd sind die beiden Glatthaferwiesen mit Obstbäumen im 

Geltungsbereich keine geschützten Lebensraum- oder Biotoptypen. Nach der Kompensationsver-

ordnung handelt es sich um extensiv genutzte Frischwiesen mit einheimischen, standortgerechten Obst-

bäumen als Einzelbäume. 

 

Verwilderte Gärten 

Auf den Flurstücken 70, 72 und 73 im Süd-Westen des Plangebietes, die auch Teil der Glatthaferwiese 

sind, liegen vier eingezäunte Gartenparzellen mit kleinen Gartenhütten in einem verwilderten Zustand. 

Sie sind von dem Feldweg/ Wirtschaftsweg „Alter Weg“ zugänglich. Deren Vegetation ist sehr struktur-

reich und setzt sich aus Arten der Glatthaferwiese, Obstbäumen, Beerensträuchern, andere Nutzpflanzen 

und wenigen Zierpflanzen zusammen (Abb.15, Tab. 4). 

 

Tab. 4: Artenliste der Pflanzen in den verwilderten Gärten im südwestlichen Teil des Planungsgebietes 
neben der Glatthaferwiese. Arten der Glatthaferwiese wurden hier nicht beachtet. 

Art Deutscher Name Art Deutscher Name 

Antirrhinum spec. Löwenmäulchen Picea abies Gemeine Fichte 

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel Prunus avium Kirschbaum 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel Prunus domestica Pflaume 

Dianthus barbatus Bartnelke Ribes rubrum Rote Johannisbeere 
Juglans regia Walnuss Rubus idaeus Himbeere 

Lonicera caprifolium Gartengeißblatt Rubus fruticosus Brombeerstrauch 
Mahonia aquifolium Gewöhnliche Mahonie Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Malus domestica Apfel Solidago canadensis Kanadische Goldrute 

Paeonia spec. Pfingstrose Syringa vulgaris Gewöhnlicher Flieder 
Papaver rhoeas Klatsch-Mohn Thuja spec. Lebensbaum-Hecke 

Philadelphus coronarius Europäische Pfeifenstrauch Vitis vinifera Weinrebe 

 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Durch die verschiedenen Biotop- und Nutzungstypen im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Engels-

berg Nordwest“ kommen aus naturschutzfachlicher Sicht vorwiegend Bereiche mit geringer aber auch 

teilweise mit hoher Bedeutung vor. Von geringerer Bedeutung sind die versiegelten Bereiche der Stra-

ßenmeisterei, der Parkplatz vor der Straßenmeisterei, die intensiv genutzten Äcker, die bewachsenen 

und asphaltierten Feldwege. 

Die vorwiegend angepflanzten Baum- und Heckenstrukturen um die Straßenmeisterei weisen eine hohe 

Vielfalt an Gehölzen mit gut entwickelten Baumkronen und strukturreichen Bereichen auf. Ihnen wird ein 

erhöhter naturschutzfachlicher Wert zugeschrieben, da sie - vor allem - für viele Vogelarten als Nah-
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rungsquelle und Brutplatz dienen können. Das gleiche trifft auf die verwilderten Gärten im Süd-Westen 

des Geltungsbereiches zu. 

Von hoher Wertigkeit sind die beiden Glatthaferwiesen und deren Obstbäume. Sie tendieren zu der 

Zuordnung zum geschützten Biotoptyp „Streuobstwiesen“ mit Mageren Flachland-Mähwiesen, weisen 

aber nicht die notwendige Anzahl an hochstämmigen Obstbäumen oder typischen Arten auf. Dennoch ist 

durch die extensive Bewirtschaftung der Fläche und den, in der Ertrags-/ Altersphase befindenden Apfel-

bäumen eine eher hohe naturschutzfachliche Bewertung zuzuschreiben. Besonders die im Süd-Westen 

des Geltungsbereiches liegende Glatthaferwiese ist vom besonderen Wert. Sie grenzt direkt an ein 

geschütztes Biotop (Streuobstwiese) an und wird nur durch Fehlen einiger Obstbäumen nicht dazu ge-

rechnet. 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Engelsberg Nordwest“ ergibt sich aus naturschutzfachli-

cher Sicht zusammenfassend eine mittlere Konfliktsituation. Durch den geplanten Eingriff kommt es zu 

einer Überplanung aller beschriebenen, sich innerhalb des Plangebietes befindlichen Biotop- und Nut-

zungstypen. 

 

2.4.2 Artenschutzrechtliche Belange 

Die Durchführung faunistischer Erhebungen erfolgte 2018 vom Planungsbüro PlanÖ (PlanÖ 2019). Die 

Ergebnisse werden in einem eigenständigen Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zusammengefasst, der 

insbesondere eine naturschutzfachliche Bewertung der Ergebnisse, eine Erörterung der artenschutz-

rechtlich gegebenenfalls notwendigen Maßnahmen sowie eventueller Ausnahme- und Befreiungsvoraus-

setzungen enthält. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist der Begründung zum Entwurf des Bebau-

ungsplanes als Anlage beigefügt. Nachfolgend wird das Fazit des Fachbeitrages zitiert. 

 
„Insgesamt sind durch die Festsetzungen Auswirkungen auf die Tierwelt denkbar. Als Resultat der Vor-

auswahl weist das Plangebiet unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und der Habitatausstattung 

Qualitäten als Lebensraum für Vögel, Fledermäuse und Feldhamster auf. Infolge dessen ergibt sich das 

Erfordernis der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG). 

Aus der Analyse sind als artenschutzrechtlich relevante Vogelarten Feldlerche, Feldsperling, Grün-

specht, Stieglitz und Turmfalke sowie als artenschutzrechtlich relevante Fledermausarten Großer Abend-

segler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus sowie Zwergfledermaus hervorgegangen. 

Dementsprechend sind artenschutzrechtliche Konflikte möglich. 

 

Der Feldhamster wurde nicht nachgewiesen. 

 

Vögel 

Feldlerche 

Durch die Bebauung des Plangebiets wird eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte der Feldlerche indirekt 

durch Kulisseneffekte betroffen. Aus diesem Grund sind Maßnahmen nötig, um den Gesamtzustand der 

Art auf lokaler Ebene zu sichern. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für die Feldlerche nach der Prüfung bei Berück-
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sichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und Kompensations-Maßnahmen ausgeschlossen werden […] 

Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 

• Herstellung von einjährigen Blühstreifen mit einer Maßnahmenfläche von 1.250 m² Blühstreifen 

• im näheren räumlichen Zusammenhang (max. 2 km Umkreis). 

• Mindestbreite 8 m. 

• Jährlich ist eine Neueinsaat vor Beginn der Brutperiode (Aussaat bis zum 31. März). 

• Kein Einsatz von Herbiziden, Insektiziden, Fungiziden. 

• Monitoring der Maßnahmen (Bestandskontrolle über mind. 5 Jahre). 

 

Feldsperling, Grünspecht, Stieglitz 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Feldsperling und Grünspecht nach der Prüfung 

bei Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen 

werden […]. Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28./29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zu-

stimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erfor-

derlich. 

• Neupflanzung von mind. 20 hochstämmigen Obstbäume im näheren räumlichen Zusammenhang 

(max. 2 km Umkreis). Neben Nutzgehölzen (Apfel, Kirsche, Birne, Zwetschge usw.) sind auch Arten 

wie die Walnuss sowie Wildobstgehölze (Mispel, Wildapfel, Wildbirne, Speierling) als typische Obst-

bäume anzusehen. 

• Ersatzpflanzungen von Bäumen und Gehölzen (Feldgehölz) aus heimischen, standortgerechten 

Arten auf einer Länge von mind. 40 m und mind. 8 m Breite. 

• Als Ersatz für die wegfallenden Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des Feldsperlings sind drei geeigne-

te Nistkästen (z.B. Schwegler Nischenbrüterhöhle 1N) vorzugsweise in einem bestehenden Streu-

obstbestand im näheren räumlichen Zusammenhang (max. 2 km Umkreis) anzubringen und regel-

mäßig zu pflegen. 

• Als Ersatz für die wegfallenden Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des Grünspechts sind drei geeigne-

te Nistkästen (z.B. Schwegler Spechthöhle 1SH) vorzugsweise in einem bestehenden Streuobst-

bestand im näheren räumlichen Zusammenhang (max. 2 km Umkreis) anzubringen und regelmäßig 

zu pflegen. 

• Zur permanenten Sicherung der Lebensraumbedingungen sind Nisthilfen generell vorlaufend, d.h. 

vor Beginn der Brutsaison anzubringen. 

 

Turmfalke 

Im Geltungsbereich befinden sich das Revier eines Turmfalken sowie ein Turmfalkennistkasten. Das 

Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 Abs. 

1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für den Turmfalken nach der Prüfung bei Berück-

sichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und Kompensations-Maßnahmen ausgeschlossen werden […]. 

Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 
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• Verbot den vorhandenen Nistkasten während der Brutzeit (1. März - 30. September) umzusetzen. 

• Umsetzen des vorhandenen Nistkastens im näheren räumlichen Zusammenhang (max. 1 km Um-

kreis). Dieser ist regelmäßig zu pflegen. 

• Anbringung eines weiteren geeigneten Nistkastens (z.B. Schwegler Turmfalkennisthöhle Nr. 28) im 

näheren Umfeld. Dieser ist regelmäßig zu pflegen. 

 

Girlitz und Haussperling 

Die festgestellten Reviere von Girlitz und Haussperling befinden sich außerhalb des geplanten Eingriffs-

bereichsbereichs, werden somit durch die aktuell geplante Veränderung nicht direkt betroffen. Das Eintre-

ten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 Abs. 1 Nr. 

2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören 

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Girlitz und Haussperling ausgeschlossen werden […]. 

Hierbei sind keine Maßnahmen umzusetzen. 

 

Maßnahmen für Vögel mit günstigem Erhaltungszustand und Allgemeine Störungen 

Zur Vermeidung von Eingriffen in Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und der damit möglichen Tötung und 

Verletzung von Individuen sind generell folgende Maßnahmen zum Schutz und Erhalt der Avifauna zu 

beachten: 

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28./29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zu-

stimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erfor-

derlich. 

 

Fledermäuse 

Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für den Kleinen Abendsegler, die Rauhautfleder-

maus und die Zwergfledermaus nach der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen 

und Kompensations-Maßnahmen ausgeschlossen werden […]. Hierbei sind folgende Maßnahmen umzu-

setzen: 

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28./29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zu-

stimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erfor-

derlich. 

• Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind bis zum 1. März auf potenzi-

elle Einflugsmöglichkeiten für Fledermäuse zu kontrollieren und fachgerecht zu verschließen. 

• Im Zeitraum vom 1. März bis 30. Oktober sind Gebäude unmittelbar vor Durchführung der Abbruch-

arbeiten auf Quartiere von Fledermäusen durch einen Fachgutachter zu untersuchen. Bei Besatz 

sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zu er-greifen, um ein Eintreten 

der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatschG auszuschließen. 

• Potenziell wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätten sind durch das Anbringen von 3 geeigneten 

Nistkästen (z.B. 1 x Schwegler Fledermaushöhle 1FD, 1 x Fledermaus-Universal-Sommerquartier 

2FTH, 1 x Schwegler Fledermaus-Fassadenquartier 1FQ). Die Kästen sind an einer unbeleuchteten 



Umweltbericht, Bebauungsplan „Engelsberg Nordwest“   

Entwurf - Planstand: 20.03.2020  28 

 

Stelle in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden oder vorspringenden Gebäudeteilen zu montieren. Die 

Fledermaushöhlen, welche an Bäumen angebracht werden, sind so hoch wie möglich anzubringen 

und diese sind regelmäßig zu reinigen. Ein freier Anflug muss gewährleistet sein. 

 

Großer Abendsegler 

Der Große Abendsegler wird durch vernachlässigbare Störwirkungen betroffen. Es ist anzunehmen, dass 

er sich an die neue Situation anpasst und den Lebensraum ggf. nach einer bauzeitlichen Verdrängung 

wieder in Anspruch nimmt. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. Tatbestände nach § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG können somit ausgeschlossen werden. Fortpflanzungs- und Ruhestätten dieser 

Art wurden innerhalb des geplanten Eingriffsbereichs nicht festgestellt und werden nicht berührt. Die 

Verbotstatbestände „Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) und 

die damit verbundene „Verletzung /Tötung von Individuen“ (Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG) sind wegen den fehlenden Strukturen für Quartiere nicht möglich. 

 

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung einer 

Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. der Befreiung nach § 67 BNatSchG.“ 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Aus der faunistischen Untersuchung 2018 und deren Analyse sind als artenschutzrechtlich relevanten 

Vogelarten Feldlerche, Feldsperling, Grünspecht, Stieglitz und Turmfalke sowie als artenschutzrechtlich 

relevante Fledermausarten Großer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus sowie Zwerg-

fledermaus hervorgegangen. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für die artenschutzrelevanten Arten nach der 

Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und Kompensations-Maßnahmen ausge-

schlossen werden. 

Die für den artschutzrechtlichen Ausgleich erforderlichen Maßnahmen werden auf naheliegende Acker-

flächen vollständig umgesetzt. Diese Ausgleichsflächen werden in den Bebauungsplan integriert. 

Unter Berücksichtigung aller Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung einer Ausnahme nach § 

45 Abs. 7 BNatSchG bzw. der Befreiung nach § 67 BNatSchG. 

 

2.4.3 Biologische Vielfalt 

Der Begriff biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst laut BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ 

• die Vielfalt der Arten,  

• die Vielfalt der Lebensräume und  

• die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflanzenarten. 

Alle drei Bereiche sind eng miteinander verknüpft und beeinflussen sich auch gegenseitig; bestimmte 

Arten sind auf bestimmte Lebensräume und auf das Vorhandensein ganz bestimmter anderer Arten 

angewiesen. Der Lebensraum wiederum hängt von bestimmten Umweltbedingungen wie Boden-, Klima- 

und Wasserverhältnissen ab. Die genetischen Unterschiede innerhalb der Arten schließlich verbessern 
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die Chancen der einzelnen Art, sich an veränderte Lebensbedingungen (z.B. durch den Klimawandel) 

anzupassen.  

Das internationale Übereinkommen über die biologische Vielfalt (sog. Biodiversitätskonvention) verfolgt 

drei Ziele: 

• den Erhalt der biologischen Vielfalt, 

• die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt und 

• den gerechten Vorteilsausgleich aus der Nutzung der biologischen Vielfalt. 

Auch die Hessische Biodiversitätsstrategie verfolgt das Ziel, in Hessen die natürlich und kulturhistorisch 

entstandene Artenvielfalt in für die einzelnen Lebensräume charakteristischer Ausprägung zu stabilisieren 

und zu erhalten. Dabei soll die vorhandene naturraumtypische Vielfalt von Lebensräumen dauerhaft 

gesichert werden und sich in einem günstigen Erhaltungszustand befinden. Wildlebende Arten (Tiere, 

Pflanzen, Pilze, Mikroorganismen) sollen in ihrer genetischen Vielfalt und in ihrer natürlichen Verteilung – 

auch im Boden und Wasser – vorhanden sein. 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Entsprechend der Ausführungen in den vorhergehenden Kapiteln sind nach aktuellem Wissensstand 

keine negativen Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu erwarten. 

2.5 Landschaft 

Das Plangebiet grenzt im Süden und Süd-Osten an das bestehende, bebaute Wohngebiet an. Die zum 

Wohngebiet leicht-exponierte Lage des Plangebietes wird vor allem das Landschaftsbild aus Blickrich-

tung der angrenzenden Wohngebiete verändern bis versperren. Die geringe Größe des Plangebietes, die 

unmittelbare Nachbarschaft zum bestehenden Wohngebiet und die Anpassung der Neubauten an die 

benachbarten Wohnhäuser minimieren jedoch den Eingriff in das Landschaftsbild. Zudem wurde im 

Bebauungsplan festgesetzt, dass 30 % der Grundstücksfreiflächen mit einheimischen, standortgerechten 

Laubgehölzen zu bepflanzen sind (vgl. Textliche Festsetzung). Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 

das Landschaftsbild sind bei Umsetzung der Planung daher nicht zu erwarten. 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet (Auenverbund Wetterau, Abb. 16) liegt etwa 3 km (west-

lich) entfernt und wird daher vom Planvorhaben nicht beeinträchtigt.  

2.6 Natura-2000-Gebiete 

Natura-2000-Gebiete sind von dem Vorhaben nicht direkt betroffen. In etwa 3 km Entfernung befindet 

sich das Vogelschutzgebiet Nr. 5519-401 „Wetterau“, in etwa 3,5 km Entfernung die FFH-Gebiete „Grün-

landgebiete in der Wetterau“ (5619-306) und „Salzwiesen bei Rockenberg“ (5518-303) und in 4 km Ent-

fernung das Naturschutzgebiet und FFH-Gebiet „Magertriften von Ober-Mörlen und Ostheim“ (1440023) 

und das FFH-Gebiet „Wacholderheide und Streuobstwiese bei Hoch-Weisel“ (5517-302; Abb. 16). 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Da die vorliegende Planung außerhalb von Schutzgebieten stattfindet und der Wirkungsraum der Pla-

nung nicht an jene heran reicht, sind keine Einschränkungen oder negative Auswirkungen auf die Erhal-

tungsziele der Natura-2000-Gebiete ersichtlich. 

 



Umweltbericht, Bebauungsplan „Engelsberg Nordwest“   

Entwurf - Planstand: 20.03.2020  30 

 

 
Abb. 16: Schutzgebiete in der Nähe des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes. Quelle: na-
tureg.hessen.de, © HLNUG 2020C, eigene Bearbeitung. 

 

2.7 Gesetzlich geschützte Biotope 

Es befinden sich keine gesetzlich geschützten Biotope im Plangebiet. Direkt an das Plangebiet angren-

zend befindet sich im Süd-Westen das gesetzlich geschützte Biotop „Streuobst nordwestlich Nieder-

Weisel“ (Nr. 600 und 602). Gemäß § 13 HAGBNatSchG sind Streuobstbestände außerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteile geschützt. Die Luftbilder aus den Jahren 1934-36 zeigen einen ehemals 

zusammenhängenden Streuobstbestand. Das heutige Bestandsbild ist eher als fragmentiert zu bezeich-

nen und wird durch Baumgruppen, Einzelbäume und baumlose Bereiche geprägt. 

Da die Streuobstwiesen in unmittelbarer Nähe zum Planungsgebiet liegen, soll darauf hingewiesen 

werden, dass es vor allem in der Bauphase zu keiner Beeinträchtigung oder zu Schäden der Streuobst-

wiesen kommen darf. 
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2.8 Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Wohnen bzw. Siedlung: 

An das Plangebiet grenzen im Süden und Osten Wohnbebauungen an. Der durch den Bebauungsplan 

vorbereitete Bau einer weiteren Wohnbebauung wird voraussichtlich keine erheblichen Beeinträchtigun-

gen hervorrufen, die mit erheblichen negativen Auswirkungen auf die angrenzend vorhandenen Wohnge-

biete verbunden sind. Hiervon ausgenommen sind die temporären Einflüsse, die während einer mögli-

chen Bauphase zwangsläufig auftreten. Damit sind im Gesamten keine erheblichen negativen Einflüsse 

auf die Belange von Wohnen bzw. Siedlung zu erwarten. 

Aufgrund der räumlichen Nähe zur klassifizierten Bundesstraße 3 und der in räumlicher Nähe verlaufen-

den Bahnstrecke sind die immissionsschutzrechtlichen Belange im Rahmen der Bauleitplanung zu würdi-

gen. Hierzu ist die auf das Allgemeine Wohngebiet einwirkende Geräuschbelastung durch den öffentli-

chen Verkehr zu untersuchen. Aus diesem Grund wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die 

der Begründung als Anlage beigefügt ist. Die schalltechnische Untersuchung enthält Vorschläge zum 

aktiven und passiven Schallschutz. Um die seitens der Bundesstraße auf das Allgemeine Wohngebiet 

einwirkende Immissionsbelastung wirksam zu minimieren, enthält der Bebauungsplan eine Festsetzung 

zur Errichtung einer Lärmschutzwand. Demnach ist innerhalb der Flächen für besondere Anlagen und 

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes eine Lärmschutzwand mit einer Höhe von 2,0 m, gemessen von der Fahr-

bahnoberkante (Gradientenhöhe) der Butzbacher Straße (B 3), zu errichten.  
 

Erholung: 

Das Plangebiet ist ein Teil der ortsnahen freien Landschaft und dient damit grundsätzlich auch den Zwe-

cken der Naherholung für Spaziergänger (Feierabend- und Wochenenderholung). Bei zwei Begehungen 

des Plangebietes Anfang und Ende Juni konnte beobachtet werden, dass vor allem der südliche/ süd-

westliche Bereich des Plangebietes (Streuobstwiesen) bei Spaziergängern und Hundebesitzern beliebt 

ist. Die „Häuser Chaussee“ und der „Alter Weg“ dienen durch ihre Lage als Hauptpforte zu den nordöst-

lich liegenden Freiflächen. Der Bereich an der Bundestraße B3 wird aufgrund des Straßenlärms in der 

Regel gemieden. Im Wesentlichen schränkt das Plangebiet auf Grund seiner Kleinflächigkeit keine nen-

nenswerten Erholungsfunktionen ein. Die Zugänge zu den Freiflächen bleiben erhalten und die angren-

zenden Streuobstwiesen unberührt. 

 

2.9 Kultur- und sonstige Sachgüter, Kulturelles Erbe 

Im Plangebiet und dem unmittelbaren Umfeld befinden sich Siedlungsfunde des Spätneolithikums der 

Bronzezeit sowie Grabfunde der Urnenfelderzeit. Hinzu kommen einige Lesefunde aus der jungsteinzeit-

lichen Kultur der Linearbandkeramik und römische Keramik. Um Qualität und Quantität der archäologi-

schen Befunde zu überprüfen und um zu fundierten Stellungnahmen im Rahmen von bauordnungsrecht-

lichen oder denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu gelangen, werden archäologische 

Untersuchung erforderlich. In einem ersten Schritt erfolgte die Durchführung einer geophysikalischen 

Prospektion. Hierbei zeigten sich auf der gesamten Fläche Befunde innerhalb der geophysikalischen 

Untersuchung, die als Bodendenkmäler anzusprechen sind. Zwischen März und August 2019 erfolgten 

erste Grabungen auf einem Teilbereich der betroffenen Flächen. Hier konnten über 400 archäologische 

Befunde (d. h. Pfostenstandspuren, Gruben und ein Grabenwerk) aufgedeckt und dokumentiert werden. 

Mittels der geomagnetischen Prospektion, die auf dem gesamten Baugebiet im Vorfeld der Ausgrabun-

gen durchgeführt wurde, konnten zwei rechteckige Strukturen nachgewiesen werden, deren vollstände 
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Erforschung allerdings noch aussteht. Das Flurstück, auf dem sie hauptsächlichen liegen, soll ab März 

2020 untersucht werden. Außerdem wurden viele Funde des mittleren 2. Jahrtausends geborgen, darun-

ter ein verziertes Keramikgefäß der Stufe „Wölfersheim“. Hinzu kommen wichtige Funde von Feinkeramik 

aus einer Siedlungsgrube der Zeit um 1000 v. Chr. Die Ausgrabungen fanden und finden in enger Ab-

stimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen und der Kreisarchäologie des Wetteraukreises 

statt.  

Im Übrigen gilt, wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 

und Fundgegenstände, zum Beispiel Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden, so ist dies 

gemäß § 21 HDSchG dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) 

oder der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind 

gem. § 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu 

erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

 

2.10 Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die Rahmenrichtlinie Luftqualität (96/62/EG) der EU benennt in Artikel 9 die Anforderungen für Gebiete, 

in denen die Werte unterhalb der Grenzwerte liegen. Artikel 9 besagt, dass 

• die Mitgliedsstaaten eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in denen die Werte der Schadstoffe 

unterhalb der Grenzwerte liegen, zu erstellen haben und 

• die Mitgliedsstaaten in diesen Gebieten die Schadstoffwerte unter den Grenzwerten halten und sich 

bemühen, die bestmögliche Luftqualität im Einklang mit der Strategie einer dauerhaften und umwelt-

gerechten Entwicklung zu erhalten. 

Den in Artikel 9 beschriebenen Vorgaben trägt § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

Rechnung. Dieser besagt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Gebieten, in 

denen die in Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden, bei der Abwägung der betroffenen Belange die Erhaltung der bestmöglichen Luft-

qualität als Belang zu berücksichtigen ist. Das BauGB übernimmt wiederum die Anforderungen des § 50 

BImSchG an die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität als Abwägungsbelang für die Bauleitplanung, 

sodass gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB, die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in 

Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäi-

schen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen zu berücksichtigen ist. 

Das geplante Wohngebiet wird voraussichtlich keine besonderen, für die Luftqualität entsprechender 

Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, sodass die Planung zu keinen erheblichen Beeinträch-

tigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität führen wird. 

 

Eingriffsbewertung 

Das geplante Vorhaben wird keine besonderen, für die Luftqualität entsprechender Gebiete relevanten 

Emissionen zur Folge haben, sodass die Planung voraussichtlich zu keinen erheblichen Beeinträchtigun-

gen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität führen wird. 
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3 Eingriffs- und Ausgleichsplanung (Eingriffsregelung) 

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 

sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen Bestandteilen sind in der 

bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. Auch sind bauplanungsrechtlich vorbereitete Eingriffe 

in Natur und Landschaft nur zulässig, wenn diese durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden 

können. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung für den geplanten Eingriff wurde in Anlehnung an die 

neue Kompensationsverordnung (KV 2018) des Landes Hessen vorgenommen (Tab. 5).  

 

Tab. 5: Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. BWP = Biotopwertpunkte. 

         Nutzungstyp nach Anlage 3 KV BWP 
Fläche je 

Nutzungstyp in 
qm 

Biotopwert 

Typ.Nr. Bezeichnung  vorher nachher vorher nachher 

Bestand  

10.710 Dachfläche nicht begrünt                                                   3 1389  4167   

10.510 Sehr stark oder völlig versiegelte Flächen  3 5567  16701  

10.610 Bewachsene unbefestigte Feldwege                                                  25 872  21800  

09.151 Artenarme Feld-, Weg- und Wiesensäume frischer Standorte 29 562  16298  

11.224 Intensivrasen                                            10 394  3940  

06.340 Frischwiesen mäßiger Nutzungsintensität  35 3213  112455  

02.200 
Gebüsche, Hecken, Säume heimischer Arten auf frischen Standor-
ten                                                 

42* 1661  69762  

02.500 Standortfremde Hecken-/Gebüsche  20 63  1260  

11.221 
Gärtnerisch gepflegte Anlagen im besiedelten Bereich, arten- und 
strukturarme Hausgärten  

14 935  13090  

11.222 Arten- und strukturreiche Hausgärten 25 1266  31650  

11.191 Acker, intensiv genutzt                                                   16 18798  300768  

 Aufwertung der von Bäumen übertrauften Flächen:  

04.110 Einzelbaum einheimisch, standortgerecht, Obstbaum                                                34 80  2720   

04.210 Baumgruppe / Baumreihe einheimisch, standortgerecht 34 821  25451  

Planung 

10.510 Wohngebiet bebaubarer Flächenanteil 3   16263  48789 

11.221 Wohngebiet unversiegelter Flächenanteil 14   10842  151788 

10.510 Verkehrsflächen, Ver-/Entsorgungsanlagen 3  7615  22845 

Summe    34720 34720 620062 223422 

Biotopwertdifferenz - 396.640 

* 3 BWP zusätzlich für den hohen Anteil an Bäumen 

 

Die im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft 

erzeugen ein Defizit von insgesamt -396.640 Biotopwertpunkten. 

 

Von dem errechneten Biotopwertdefizit können bei Umsetzung der erforderlichen artenschutzrechtlichen 

Maßnahmen einhergehende Biotopwertaufwertungen abgezogen werden (Tab. 6). 

• Für den Eingriff in das Habitat der Feldlerchen ist ein einjähriger Blühstreifen mit einer Maßnahmen-

fläche von 1.250 m² als Ersatzhabitat herzustellen.  

• Für Feldsperling, Grünspecht und Stieglitz sind Ersatzpflanzungen von Bäumen und Gehölzen (z.B. 

Feldgehölz) aus heimischen, standortgerechten Arten auf einer Länge von mind. 40 m und mind. 8 m 
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Breite zu erbringen. Zudem sind Neupflanzung von mind. 20 hochstämmigen Obstbäume im näheren 

räumlichen Zusammenhang durchzuführen. 

 

Für den artenschutzrechtlichen Ausgleich wurden dem Vorhaben Ackerflächen für die Umsetzung der 

Maßnahmen zugeordnet: 

• Gemarkung 390, Flur 8, Flurstück 69 teilweise, 1450 m2 werden zu einem Blühstreifen entwickelt 

• Gemarkung 390, Flur 8, Flurstück 8 teilweise, 2710 m2 davon werden 2250 m2 zu Streuobst mit 20 

Obstbäumen entwickelt und 460 m2 mit heimischen Laubgehölzen bepflanzt 

Die Ausgleichsflächen werden in den Bebauungsplan integriert. 

 

Tab. 6: Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung für den artenschutzrechtlichen Ausgleich. BWP = Bio-
topwertpunkte. 

         Nutzungstyp nach Anlage 3 KV BWP 
Fläche je 

Nutzungstyp in 
qm 

Biotopwert 

Typ.Nr. Bezeichnung  vorher nachher vorher nachher 

Bestand  

11.191 Ackerfläche Flurstück 69 16 1450   23200   

11.191 Ackerfläche Flurstück 8 16 2710   43360  

Planung 

06.370 extensives Grünland für Streuobstwiese 25  2250  56250 

11.194 Blühfläche 27  1450  39150 

02.400 Gehölzpflanzung 27  460  12420 

Aufwertung der von Bäumen übertrauften Flächen: 

04.110 Obstbaumpflanzung 34  60   2040 

Summe    4160 4160 66560 109860 

Biotopwertdifferenz + 43.300 

 

Bei Umsetzung der notwendigen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen würden die Ausgleichs-

flächen um + 43.300 BWP aufgewertet werden. 

 

Verbleibende Biotopwertdifferenz nach Artenschutzausgleich 

Nach Abzug der durch Artenschutzmaßnahmen generierten Biotopwertpunkten verbleibt ein Biotopwert-

defizit von - 353.340 BWP (Tab. 7). 

 

Tab. 7: Verbleibende Biotopwertdifferenz nach Kompensation und Artenschutzausgleich. 

Biotopwertdifferenz nach Planung - 396.640 BWP 

Artenschutzrechtlicher Ausgleich + 43.300 BWP 

Differenz - 353.340 BWP 

 

Das verbleibende Biotopwertdefizit von -353.340 BWP wird vom Ökokonto der Gerty-Strohm-Stiftung 

(verwaltet von der Hessischen Landgesellschaft mbH) abgebucht. Hierbei handelt es sich um eine Rena-

turierung der Nidda am Gronauer Hof in der Stadt Bad-Vilbel (Wetteraukreis) in der Gemarkung Dortel-

weil und Gronau. Die genaue Lage ist der folgenden Darstellung zu entnehmen: 
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(Quelle: Hessischen Landgesellschaft mbH)  
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4 Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nicht-

Durchführung der Planung (Prognose) 

Bei Nicht-Durchführung der Planung bleiben die derzeit vorhandenen Biotop- und Nutzungstypen aller 

Voraussicht nach bestehen. Die Ackerflächen und Glatthaferwiesen werden weiterhin landwirtschaftlich 

genutzt. Die Obstbaumbestände auf den Glatthaferwiesen befinden sich in einem ungenutzten Zustand 

und werden mit der Zeit durch mangelnde Pflege und fehlender Neupflanzung verschwinden. Unterbleibt 

die Nutzung der momentan verwilderten Gärten am „Alter Weg“ wird die Sukzession der Flächen fort-

schreiten: Deren Obstbäume werden durch die fehlende Pflege zerfallen und die übrige Gehölzflora wird 

sich weiterhin ausbreiten. Die Bäume und Sträucher an den Randbereichen der Straßenmeisterei werden 

erhalten bleiben und bei unterbleibendem Baumschnitt sich zu Gunsten der Bäume entwickeln. 

 

5 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der 

nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu 

erwarten sind, auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, biologi-

sche Vielfalt, Natura 2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Kultur- und sonstige 

Sachgüter 

Eine Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastro-

phen ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 

Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Biologische Vielfalt, Natura-2000-

Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung sowie Kultur- und sonstige Sachgüter durch schwere Unfälle 

oder Katastrophen sind voraussichtlich nicht zu erwarten. 

 

6 Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring) einschließlich der Durch-

führung von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Absatz 3 Satz 2 BauGB und von 

Maßnahmen nach § 1a Absatz 3 Satz 4 BauGB 

Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund 

der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene 

nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur 

Abhilfe zu ergreifen. Die Gemeinde soll dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3 Buchstabe b der 

Anlage 1 zum BauGB angegebenen Überwachungsmaßnahmen sowie die Informationen der Behörden 

nach § 4 Abs.3 BauGB nutzen. Hierzu ist anzumerken, dass es keine bindenden gesetzlichen Vorgaben 

hinsichtlich des Zeitpunktes und des Umfanges des Monitorings gibt. Auch sind Art und Umfang der zu 

ziehenden Konsequenzen nicht festgelegt. 

Im Rahmen des Monitorings geht es insbesondere darum unvorhergesehene, erhebliche Umweltauswir-

kungen zu ermitteln. In der praktischen Ausgestaltung der Regelung sind vor allem die kleineren Städte 

und Gemeinden ohne eigene Umweltverwaltung im Wesentlichen auf die Informationen der Fachbehör-

den außerhalb der Gemeindeverwaltung angewiesen. Von grundlegender Bedeutung ist insoweit die in 

§ 4 Abs. 3 BauGB gegebene Informationspflicht der Behörden. 

In eigener Zuständigkeit kann die Stadt Butzbach im vorliegenden Fall nicht viel mehr tun, als die Umset-

zung des Bebauungsplans zu beobachten, welches ohnehin Bestandteil einer verantwortungsvollen 

Stadtentwicklung ist. Für das Plangebiet könnten zum Beispiel folgende Ansatzpunkte verfolgt werden: 

• Werden die erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleichsflächen umgesetzt und für die festgesetz-

te Zeitspanne von 30 Jahren ordnungsgemäß unterhalten? 
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• Werden die erforderlichen Nistkästen für die betroffenen artenschutzrelevanten Vogelarten und Fle-

dermäuse in der Nähe des Plangebietes angebracht? 

• Werden 30 % der Grundstücksfreiflächen mit einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen be-

pflanzt? 

• Wird das angrenzende geschützte Biotop „Streuobstwiesen“ während der Bauphase ausreichend von 

möglichen Schäden geschützt? (z. B. durch Bauzäune, die ein Befahren und die Lagerung von Materi-

al verhindern) 

Insgesamt erscheint es sinnvoll, die Überwachung auf solche Umweltauswirkungen zu konzentrieren, für 

die auch nach Abschluss der Umweltprüfung noch Prognoseunsicherheiten bestehen. Im Rahmen der 

vorbereiteten Planung betrifft dies die Umsetzung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 

zum Ausgleich (Kontrolle alle zwei Jahre durch die Stadt Butzbach). 

 

7 Zusammenfassung 

Kurzbeschreibung der Planung: Im Zuge der Entwicklung von Wohnbauflächen will die Stadt Butzbach im 

unmittelbaren Anschluss an die Bebauung am nördlichen Siedlungsrand von Nieder-Weisel ein neues 

Baugebiet ausweisen. Aus immissionsschutzrechtlichen Gründen wird entlang der Bundestraße eine 

Lärmschutzwand festgesetzt. Zudem werden die für den artenschutzrechtlichen Ausgleich erforderlichen 

Flächen in den Bebauungsplan integriert. 

 

Boden und Fläche: Die Böden im Plangebiet besitzen auf den landwirtschaftlich und gärtnerisch genutz-

ten Bereichen eine geringe Vorbelastung, wodurch ihre Funktionen im Naturhaushalt weitestgehend 

ungestört sind. Zudem besitzen deren Bodenfunktionen eine mittlere bis sehr hohe Wertigkeit für den 

Naturhaushalt und für die Landwirtschaft. Eine geringe Wertigkeit besitzen die Böden im Bereich der 

Bundesstraße, der Wege und des bestehenden Bauhofes. Im Ganzen muss daher der Eingriff in das 

Schutzgut Boden als mittel bewertet werden, da Böden mit durchschnittlich hochwertigen Funktionen für 

den Naturhaushalt und Landwirtschaft aber auch stark anthropogen veränderte Böden beansprucht 

werden. 

 

Wasser: Durch das vorliegende Vorhaben werden keine wasserschutzrechtlichen Belange berührt. 

 

Biotop- und Nutzungstypen: Bei den im Plangebiet vorhandenen Biotop- und Nutzungsstrukturen handelt 

es sich vorwiegend um Vegetationseinheiten geringer naturschutzfachlicher Wertigkeit: intensiv genutzte 

Ackerflächen, versiegelte Bereiche. Weiterhin befinden sich im Plangebiet Strukturen mit erhöhter bis 

hoher Wertigkeit: struktureiche Gehölzflora im Randbereich des Bauhofs, verwilderte Gärten und Glattha-

ferwiesen mit wenigen Apfelbäumen in der Ertrags- und Altersphase. Durch die Umsetzung der Planung 

werden diese zum Teil überbaut und versiegelt. In der Zusammenschau ergibt sich bei Umsetzung der 

Planung voraussichtlich eine mittlere Konfliktsituation. 

 

Artenschutzrecht: Aus der faunistischen Untersuchung 2018 und deren Analyse sind als artenschutz-

rechtlich relevanten Vogelarten Feldlerche, Feldsperling, Grünspecht, Stieglitz und Turmfalke sowie als 

artenschutzrechtlich relevante Fledermausarten Großer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfle-

dermaus sowie Zwerg-fledermaus hervorgegangen. Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG („Verletzung und Tötung“), § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflan-
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zungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten) kann für die artenschutzrelevanten Arten nach der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungs-

maßnahmen und Kompensations-Maßnahmen ausge-schlossen werden. Die für den artschutzrechtlichen 

Ausgleich erforderlichen Maßnahmen werden auf naheliegende Acker-flächen vollständig umgesetzt. 

Diese Ausgleichsflächen werden in den Bebauungsplan integriert. Unter Berücksichtigung aller Maßnah-

men besteht kein Erfordernis der Zulassung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. der 

Befreiung nach § 67 BNatSchG. 

 

Landschaft: Das Plangebiet grenzt im Süden und Osten an das bestehende, bebaute Wohngebiet an. In 

den anderen Himmelsrichtungen befinden sich vorwiegend landwirtschaftlich genutzte Freiflächen und im 

Süd-Westen grenzen Streuobstwiesen an. Die Bundesstraße 3 berührt das Plangebiet im Nord-Osten. 

Die geringe Größe des Plangebietes, die unmittelbare Nachbarschaft zum bestehenden Wohngebiet und 

die Anpassung der Neubauten an die benachbarten Wohnhäuser minimieren den Eingriff in das Land-

schaftsbild. Zudem werden 30 % der Grundstücksfreiflächen mit einheimischen, standortgerechten Laub-

gehölzen bepflanzt. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind bei Umsetzung 

der Planung daher nicht zu erwarten. 

 

Schutzgebiete: Natura-2000-Gebiete sind von dem Vorhaben nicht direkt betroffen. In etwa 3 km Entfer-

nung befindet sich das Vogelschutzgebiet Nr. 5519-401 „Wetterau“, in etwa 3,5 km Entfernung die FFH-

Gebiete „Grünlandgebiete in der Wetterau“ (5619-306) und „Salzwiesen bei Rockenberg“ (5518-303). 

Aufgrund der gegebenen Entfernung der genannten Natura-2000-Gebiete zum Plangebiet können nach-

teilige Auswirkungen auf die Erhaltungsziele der Schutzgebiete ausgeschlossen werden. 

 

Mensch, Gesundheit und Bevölkerung: Der durch den Bebauungsplan vorbereitete Bau einer weiteren 

Wohnbebauung wird voraussichtlich keine erheblichen Beeinträchtigungen hervorrufen, die mit negativen 

Auswirkungen auf die angrenzend vorhandenen Wohngebiete verbunden sind. Hiervon ausgenommen 

sind die temporären Einflüsse, die während einer möglichen Bauphase zwangsläufig auftreten. Damit 

sind im Gesamten keine erheblichen negativen Einflüsse auf die Belange von Wohnen bzw. Siedlung zu 

erwarten. 

Aufgrund der räumlichen Nähe zur klassifizierten Bundesstraße 3 und der in räumlicher Nähe verlaufen-

den Bahnstrecke sind die immissionsschutzrechtlichen Belange im Rahmen der Bauleitplanung zu würdi-

gen. Um die seitens der Bundesstraße auf das Allgemeine Wohngebiet einwirkende Immissionsbelastung 

wirksam zu minimieren, enthält der Bebauungsplan eine Festsetzung zur Errichtung einer Lärmschutz-

wand. 

Im Wesentlichen schränkt das Plangebiet auf Grund seiner Kleinflächigkeit keine nennenswerten Erho-

lungsfunktionen ein. Die Zugänge zu den Freiflächen bleiben erhalten und die angrenzenden Streuobst-

wiesen unberührt. 

 

Eingriffsregelung: Durch das Vorhaben wird ein Biotopwertdefizit von -353.340 BWP erzeugt, dass durch 

die Abbuchung von Ökopunkten vom Ökokonto der Gerty-Strohm-Stiftung (verwaltet von der Hessischen 

Landgesellschaft mbH) kompensiert wird. Hierbei handelt es sich um eine Renaturierung der Nidda am 

Gronauer Hof in der Stadt Bad-Vilbel (Wetteraukreis) in der Gemarkung Dortelweil und Gronau. 

 

Prognose des Umweltzustands bei Nicht-Durchführung: Bei Nicht-Durchführung der Planung bleiben die 

derzeit vorhandenen Biotop- und Nutzungstypen aller Voraussicht nach bestehen. Die Ackerflächen und 
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Glatthaferwiesen werden weiterhin landwirtschaftlich genutzt. Die Obstbäume werden durch fehlende 

Pflege zerfallen. Bei den verwilderten Gärten wird die Sukzession fortschreiten und die Baum- und 

Strauchschichten im Randbereich des Bauhofs werden sich zu Gunsten der Bäume entwickeln. 

 

Alternativenbetrachtung: Auf Grund fehlender innerörtlicher Entwicklungsmöglichkeiten im Stadtteil Nie-

der-Weisel sieht die Stadt Butzbach mit der vorliegenden Planung vor am nördlichen Siedlungsrand von 

Nieder-Weisel ein neues Baugebiet auszuweisen. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes soll 

weiterhin die Möglichkeit geschaffen werden, den im Bestand vorhandenen alten Bauhof an der B3 

Butzbacher Str. einer neuen Nutzung zuzuführen. 

 

Monitoring: Im Zuge der Überwachung der Umweltauswirkungen wird die Stadt Butzbach die Umsetzung 

der Bauleitplanung beobachten und insbesondere prüfen und feststellen, ob die Maßnahmen zur Vermei-

dung, Verringerung und zum Ausgleich umgesetzt wurden (Kontrolle alle zwei Jahre durch die Stadt). 
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9 Anhang 

 

Bestandskarte 

  


